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Düsseldorf
Nähe trifft Freiheit

Die nachfolgende Bekanntmachung ist am 30. November 2024 auch durch Bereitstellung auf der städtischen Internetseite unter
https://www.duesseldorf.de/bekanntmachungen.html#c175756 öffentlich bekannt gemacht worden. Sie wird hier gem. § 9 der Hauptsatzung
bekannt gemacht.

Aufstellung, Veröffentlichung im Internet und Auslegung
eines Bebauungsplan-Entwurfes
Der Ausschuss für Planung und Stadtentwicklung hat in seiner Sitzung am 06.11.2024 für das nachstehende Gebiet die Aufstellung eines Bebauungs-
planes gemäß § 2 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert
durch Art. 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 (Wärmeplanungsgesetz "WPG"), BGBl I Nr. 394 aus 2023, beschlossen, der vorrangig folgende Planungs-
ziele zur Grundlage haben soll:

Bebauungsplan-Entwurf Nr. 03/034
– Südlich Haroldstraße -
Das Gebiet umfasst die Haroldstraße im Nor-
den, die Kavalleriestraße im Osten und die
Neusser Straße im Westen und wird im Süden
durch die Einfahrtsrampe des Rheinufertunnels
begrenzt.

– maßgebend ist die Festsetzung des räum-
lichen Geltungsbereiches gemäß § 9 Absatz
7 BauGB im Bebauungsplan-Entwurf Nr.
03/034 – Südlich Haroldstraße –

Planungsziele:
– Ausweisung eines Sondergebietes „Landes-

ministerien, Institutionen des Landes und
öffentliche Verwaltung“ (SO)

– Ausweisung von öffentlichen Verkehrs-
flächen

– Ausweisung von einer Verkehrsfläche
besonderer Zweckbestimmung „Fußgänger-
bereich mit Radweg und Straßenbahn“

– Ausweisung einer öffentlichen Grünfläche

In gleicher Sitzung hat der Ausschuss für Pla-
nung und Stadtentwicklung dem Entwurf des
Bebauungsplanes Nr. 03/034 – Südlich Harold-
straße – und seiner Begründung für die Veröf-
fentlichung im Internet und die öffentliche
Auslegung gemäß § 3 Absatz 2 BauGB zuge-
stimmt.

Der vorgenannte Plan mit seiner Begründung
und den nach Einschätzung der Gemeinde
wesentlichen bereits vorliegenden umweltbezo-
genen Stellungnahmen wird gemäß § 3 Absatz
2 Baugesetzbuch (BauGB) in der Zeit vom
02.12.2024 bis einschließlich 14.01.2025 im

(Stadtbezirk 3)
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Internet unter https://ssl.o-sp.de/duesseldorf/
plan/beteiligung.php veröffentlicht.

Ferner können die Unterlagen der Veröffent-
lichung auch im Internet über das Landesportal
unter https://www.bauleitplanung.nrw.de ein-
gesehen werden.

Zusätzlich liegen die Unterlagen beim Stadtpla-
nungsamt, Brinckmannstraße 5, im 4. Ober-
geschoss, Raum 4061 während folgender Zeiten
öffentlich aus: montags bis donnerstags von
9.00 bis 12.00 Uhr und von 13.30 bis 16.00 Uhr;
freitags von 9.00 bis 13.00 Uhr (das Dienstge-
bäude ist vom 23.12.2024 bis einschließlich
01.01.2025 geschlossen).

Folgende Arten umweltbezogener
Informationen sind verfügbar:

Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch
durch Informationen zu(r/m):
– Straßenverkehrs-, Schienenverkehrs-,

Schifffahrts- und Gewerbelärm sowie zu
Lärmschutzmaßnahmen

– Auswirkungen durch elektromagnetische
Felder von technischen Anlagen

– Abstand zu Störfallbetriebsbereichen
– Beseitigung und Verwertung von Abfällen
– städtebaulichen Maßnahmen, die der Krimi-

nalprävention im Plangebiet dienen
– Besonnung / Belichtung von Innenräumen
– Windkomfort und Windgefahren

Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere und
Pflanzen/ Landschaft durch Informationen
zu(m):
– Fauna-Flora-Habitat-Gebieten und Vogel-

schutzgebieten nach Naturschutz-Richt-
linien der Europäischen Union

– Tieren und Pflanzen, zu Eingriffen in Natur
und Landschaft und Begrünungsmaßnah-
men

– geschützten Arten und zu artenschutzrecht-
lichen Belangen und Vorkommen im Plan-
gebiet

– Landschafts-/Stadtbild

Auswirkungen auf das Schutzgut Boden durch
Informationen zu(r/m):
– Versiegelung des Bodens
– Altablagerungen im Umfeld des Plan-

gebietes
– Altablagerungen im Plangebiet
– Altstandorten im Plangebiet
– vorsorgenden Bodenschutz

Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser durch
Informationen zu(r/m):
– Grundwasser, insbesondere zu Grundwas-

serständen und zur Grundwasserqualität
– Niederschlags- und Schmutzwasser-

beseitigung
– Urbane Sturzfluten und Starkregen
– Oberflächengewässern, Wasserschutz-

gebieten und Hochwasserbelangen

Auswirkungen auf das Schutzgut Luft und
Klima durch Informationen zu(r):
– Luftschadstoffen durch Straßen- und

Schienenverkehr sowie durch gewerblich-
und industrielle Nutzungen und deren Ein-
wirkungen auf das Plangebiet

– Nutzung umweltfreundlicher Mobilität

– Energienutzung im Plangebiet
– klimatischen Verhältnissen sowie zu

Klimaschutz und Klimaanpassung

Auswirkungen auf das Schutzgut Kulturgüter
und sonstige Sachgüter durch Informationen
zu:
– Denkmälern und Denkmalschutzbereichen
– Kultur- und sonstigen Sachgütern

Die ausliegenden Unterlagen beinhalten
folgende umweltbezogenen Stellungnahmen
(zum Teil in Form von Gutachten):

– Verkehrsgutachten für die Standortentwick-
lung „Haroldstraße 5“ in der Landeshaupt-
stadt Düsseldorf, BSV Büro für Stadt- und
Verkehrsplanung Dr.-Ing. Reinhold Baier
GmbH, 02.10.2023.

– Schalltechnisches Gutachten Neubauprojekt
am Standort Haroldstraße 5 in Düsseldorf
(NRW.BANK bzw. Landesministerien),
Institut für Schalltechnik, Raumakustik,
Wärmeschutz ISRW Dr.-Ing. Klapdor GmbH,
12.08.2024.

– Grünordnungsplan zum Bebauungsplan
Nr. 03/034 „Südlich Haroldstraße“ – Stadt-
bezirk 3, Stadtteil Unterbilk, VDH Projekt-
management GmbH, 07.08.2024.

– Artenschutz: Landeshauptstadt Düsseldorf –
Bauleitplanverfahren ehem. Innenministeri-
um Nordrhein-Westfalen Haroldstraße 5,
Düsseldorf-Friedrichstadt: Artenschutz-
prüfung Stufe I (Vorprüfung), RMP Stephan
Lenzen Landschaftsarchitekten, 20.01.2022
ergänzt am 01.08.2023.

– Altlasten: Baumanagement Ministerien Bau-
und Liegenschaftsbetrieb NRW – BV ehem.
Innenministerium NRW, Haroldstr. 5 in
Düsseldorf: Bericht – historische Recherche
im Rahmen der Altlastenrisikobewertung,
Kühn Geoconsulting GmbH, 21.04.2022.

– Altlasten: H5 Düsseldorf, Orientierendes
Gutachten zur Altlastenbewertung Harold-
straße, Projekt-Nr. 273564, Bericht-Nr.
G03-0, CDM Smith Consult GmbH,
07.02.2023.

– Niederschlagswassermanagement: Neubau-
projekt am Standort Haroldstraße 5 in
Düsseldorf, Wasserkonzept, LAND
Germany GmbH, 30.01.2024.

– Verschattung, Windkomfort, Lufthygiene,
Lokalklima: Standortentwicklung Harold-
straße 5 in Düsseldorf – Auswirkungen der
Planung auf Lokalklima, Lufthygiene, Wind-
komfort und Verschattung, Lohmeyer
GmbH, August 2023, überarbeitet im
November 2023.

– Windkomfort: Standortentwicklung Harold-
straße 5 in Düsseldorf, Windkomfort –
Ergänzende Stellungnahme zum Umwelt-
gutachten, Lohmeyer GmbH, 08.07.2024

– Amt für Umwelt- und Verbraucherschutz zu
den Themen Straßen- Schienenverkehrs-
und Schifffahrtslärm, Sport-, Freizeit- und
Gewerbelärm, Besonnung, Wind, Boden
(Altablagerungen und Altstandorte, vorsor-
gender Bodenschutz), Wasser (Grund-
wasser, Niederschlags- und Schmutzwas-
serbeseitigung, Oberflächengewässer,
Wasserschutzgebiete, Hochwasserbelange),
Luftqualität und Klima

– Garten-, Friedhofs- und Forstamt zu den
Themen Tiere und Pflanzen, Stadt-/ Land-
schaftsbild, Artenschutz und Grünplanung

– Stadtentwässerungsbetrieb zu den Themen
Regenwasserbewirtschaftung, Abwasser-
beseitigung, Hochwasserbelange und Stark-
regenereignisse

– Bauaufsichtsamt zum Thema Denkmal-
schutz

– Amt für Verkehrsmanagement zum Thema
Mobilität

– Bezirksregierung Düsseldorf zu den Themen
Denkmalangelegenheiten, Luft (Luftreinhal-
teplanung), Wasser (Deichschutz, Hoch-
wasserrisikogebiete)

– Naturschutzbundes Deutschland (NABU) zu
den Themen Grünplanung und Artenschutz

– Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Rhein
zum Thema Schifffahrtslärm

– Polizei Nordrhein-Westfalen Düsseldorf
Städtebauliche Kriminalprävention zu den
Themen Grünplanung und Beleuchtung

– Stadtwerke Düsseldorf AG zu den Themen
Grünplanung, Energieversorgung und
Elektromobilität

– Landschaftsverband Rheinland (LVR) –
Amt für Bodendenkmalpflege zu dem
Thema Bodendenkmäler

– Landschaftsverband Rheinland (LVR) –
Amt für Denkmalpflege zu dem Thema
kulturelles Erbe und Denkmalschutz

Es wird darauf hingewiesen, dass auch die vom
Ausschuss für Planung und Stadtentwicklung
bestätigten Ergebnisse aus den Verfahrens-
schritten gemäß § 3 Absatz 1 und § 4 BauGB mit
im Internet veröffentlicht werden und öffentlich
ausliegen.

Während der Dauer der Veröffentlichungsfrist
können Stellungnahmen abgegeben werden,
die elektronisch übermittelt werden sollen. Es
besteht die Möglichkeit, Stellungnahmen direkt
über das Internet (https://www.osp.de/
duesseldorf/plan/beteiligung.php) oder per
E-Mail an bauleitplanung@duesseldorf.de
abzugeben.

Bei Bedarf können diese aber auch auf anderem
Weg abgegeben werden, zum Beispiel schrift-
lich an das Stadtplanungsamt, Brinckmann-
straße 5, 40225 Düsseldorf.

Soweit in diesem Bebauungsplan Bezug genom-
men wird auf technische Regelwerke – VDI-
Richtlinien, DIN-Vorschriften sowie Richtlinien
anderer Art –, so werden diese zu jedermanns
Einsicht bei der vorgenannten auslegenden
Stelle bereitgehalten.

Gemäß § 3 Absatz 2 in Verbindung mit § 4a
Absatz 5 BauGB wird darauf hingewiesen, dass
nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen
bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan
unberücksichtigt bleiben können.

Düsseldorf, 14.11.2024
61/12-B-03/034

Landeshauptstadt Düsseldorf
Der Oberbürgermeister
Stadtplanungsamt
Im Auftrag

Kai Fischer
(Amtsleiter)
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Die nachfolgende Bekanntmachung ist am 30. November 2024 auch durch Bereitstellung auf der städtischen Internetseite unter
https://www.duesseldorf.de/bekanntmachungen.html#c175753 öffentlich bekannt gemacht worden. Sie wird hier gem. § 9 der Hauptsatzung
bekannt gemacht.

Öffentlichkeitsbeteiligung
Es ist beabsichtigt, im Stadtbezirk 3 den Bebauungsplan Nr. 03/002 – Kesselstraße – aufzustellen. Das Plangebiet umfasst den westlichen
und nördlichen Teil der Halbinsel Kesselstraße und ein Gebiet südlich der Holzstraße.

Die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung
sollen

am Dienstag, den 12. Dezember 2024
Beginn: 18:00 Uhr
im Bürgersaal Bilk, Bachstraße 145,
40217 Düsseldorf

im Rahmen einer Anhörung der Öffentlichkeit
vorgestellt und erörtert werden.

Hierzu sind alle an dieser Planung Interessierten
– dazu gehören auch Kinder und Jugendliche –
herzlich eingeladen.

Der v. g. Veranstaltungsort ist durch die Stadt-
bahnlinien U71, U72, U73 und U83, die Straßen-
bahnlinien Nr. 707, die Buslinien Nrn. 835, 836,
M3, die S-Bahnlinien S8, S11, S28 und die
Regionalzüge RE4, RE6 und RE13, – Haltestelle
„Bilk S“ erreichbar.

Die Planungen werden zusätzlich im Internet
unter https://www.o-sp.de/duesseldorf/plan/
beteiligung.php und durch Planaushänge im
Stadtplanungsamt, Brinckmannstraße 5,
40225 Düsseldorf, 4. Obergeschoss
im Zeitraum vom 02.12.2024 bis einschließlich
03.01.2025 der Öffentlichkeit vorgestellt. Die
Planunterlagen können montags bis donnerstags
von 9 bis 15 Uhr und freitags von 9 bis 13 Uhr
eingesehen werden (das Dienstgebäude ist vom
23.12.2024 bis einschließlich 01.01.2025
geschlossen).

Das Stadtplanungsamt ist durch die Stadtbahn-
linien U72 und U73 und die Straßenbahnlinien
Nr. 704 und 706 – Haltestelle „Auf'm Henne-
kamp“, die Buslinien Nrn. 780, 782, 785 –
Haltestelle „Feuerbachstraße“ und die S-Bahn-
linien S1, S6, – Haltestelle „D-Volksgarten“
erreichbar.

Im oben genannten Zeitraum besteht neben der
Äußerungsmöglichkeit am Veranstaltungstag
auch die Möglichkeit sich zu dieser Planung wie
folgt zu äußern: Per Briefpost an das Stadt-
planungsamt, per E-Mail an bauleitplanung
@duesseldorf.de oder über die oben genannte
Internetadresse.

Weitere Informationen zum Projekt finden Sie
über www.duesseldorf.de > Leben in Düssel
dorf > Planen, Bauen, Wohnen > Stadt
planungsamt > Projektübersicht, anschließend
bitte den jeweiligen Stadtbezirk und das
jeweilige Projekt auswählen.

(Stadtbezirk 3)

Düsseldorf, 11.11.2024
61/12-B-03/002

Landeshauptstadt Düsseldorf
Der Oberbürgermeister

Stadtplanungsamt
Im Auftrag

Kai Fischer
(Amtsleiter)
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Jahresabschluss zum 31.12.2023
der IDR Bahn GmbH & Co. KG
Die Gesellschafterversammlung der IDR Bahn GmbH & Co. KG hat am 18. September 2024 den festgestellten Jahresabschluss zum 31.12.2023
zur Kenntnis genommen und beschlossen.

Der Jahresabschluss und der Lagebericht
liegen im Verwaltungsgebäude der IDR AG
Düsseldorf-Reisholz, Henkelstraße 164
zur Einsichtnahme aus.

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der
IDR Bahn GmbH & Co. KG – bestehend aus
der Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der
Gewinn- und Verlustrechnung für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2023 sowie dem Anhang, einschließlich der
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir
den Lagebericht für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

– entspricht der beigefügte Jahresabschluss in
allen wesentlichen Belangen den deutschen,
für Personenhandelsgesellschaften i.S.d.
§ 264a HGB geltenden handelsrechtlichen
Vorschriften und vermittelt unter Beachtung
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-
und Finanzlage der Gesellschaft zum
31. Dezember 2023 sowie ihrer Ertragslage
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum
31. Dezember 2023 und

– vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, entspricht den deutschen
gesetzlichen Vorschriften und stellt die
Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir,
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im
Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers
für die Prüfung des Jahresabschlusses und des
Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks
weitergehend beschrieben. Wir sind von dem
Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung
mit den deutschen handelsrechtlichen und
berufsrechtlichen Vorschriften und haben unse-
re sonstigen deutschen Berufspflichten in Über-

Die Geschäftsführung ist verantwortlich für die
Überwachung des Rechnungslegungsprozesses
der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers
für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen
Vorschriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahres-
abschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter
Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-
gen können aus dolosen Handlungen oder Irr-
tümern resultieren und werden als wesentlich
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes
Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus:

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken
wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufgrund
von dolosen Handlungen oder Irrtümern,
planen und führen Prüfungshandlungen als
Reaktion auf diese Risiken durch sowie
erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage
für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resul-
tierende wesentliche falsche Darstellungen
nicht aufgedeckt werden, ist höher als das
Risiko, dass aus Irrtümern resultierende
wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, da dolose Handlungen
kollusives Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-
rende Darstellungen bzw. das Außerkraftset-
zen interner Kontrollen beinhalten können;

einstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt.
Wir sind der Auffassung, dass die von uns
erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-
fungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen
Vertreter für den Jahresabschluss
und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Personenhandelsgesellschaf-
ten i.S.d. § 264a HGB geltenden handelsrecht-
lichen Vorschriften in allen wesentlichen Belan-
gen entspricht, und dafür, dass der Jahresab-
schluss unter Beachtung der deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der
Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetz-
lichen Vertreter verantwortlich für die internen
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den
deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch-
führung als notwendig bestimmt haben, um die
Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermög-
lichen, der frei von wesentlichen falschen Dar-
stellungen aufgrund von dolosen Handlungen
(d. h. Manipulationen der Rechnungslegung und
Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich,
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig,
anzugeben.

Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich,
auf der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht
tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten ent-
gegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss in Einklang steht, den deutschen gesetz-
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Ver-
treter verantwortlich für die Vorkehrungen und
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lage-
berichts in Übereinstimmung mit den anzuwen-
denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu
ermöglichen, und um ausreichende geeignete
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht
erbringen zu können.
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– gewinnen wir ein Verständnis von dem für
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die
Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben;

– beurteilen wir die Angemessenheit der von
den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und
damit zusammenhängenden Angaben;

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang
mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht,
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der
Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit aufwerfen kann. Falls wir zu
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet,
im Bestätigungsvermerk auf die dazugehöri-
gen Angaben im Jahresabschluss und im

Lagebericht aufmerksam zu machen oder,
falls diese Angaben unangemessen sind,
unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizie-
ren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen
auf der Grundlage der bis zum Datum unse-
res Bestätigungsvermerks erlangten Prü-
fungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder
Gegebenheiten können jedoch dazu führen,
dass die Gesellschaft ihre Unternehmens-
tätigkeit nicht mehr fortführen kann;

– beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt
des Jahresabschlusses insgesamt einschließ-
lich der Angaben sowie ob der Jahresab-
schluss die zugrunde liegenden Geschäfts-
vorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der
Jahresabschluss unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver-
mittelt;

– beurteilen wir den Einklang des Lageberichts
mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzes-
entsprechung und das von ihm vermittelte
Bild von der Lage des Unternehmens;

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von
den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lagebe-
richt durch. Auf Basis ausreichender geeig-
neter Prüfungsnachweise vollziehen wir

dabei insbesondere die den zukunftsorien-
tierten Angaben von den gesetzlichen Ver-
tretern zugrunde gelegten bedeutsamen
Annahmen nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientierten
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunfts-
orientierten Angaben sowie zu den zugrunde
liegenden Annahmen geben wir nicht ab.
Es besteht ein erhebliches unvermeidbares
Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich
von den zukunftsorientierten Angaben
abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver-
antwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-
lich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen
Kontrollsystem, die wir während unserer
Prüfung feststellen.

Düsseldorf, 24. September 2024

IDR Bahn GmbH & Co. KG
Der Geschäftsführer

Joachim Kochsiek

Der Jahresabschluss und der Lagebericht
liegen im Verwaltungsgebäude der IDR AG
Düsseldorf-Reisholz, Henkelstraße 164,
zur Einsichtnahme aus.

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der
IDR Bahn Verwaltungsgesellschaft mbH –
bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember
2023 und der Gewinn- und Verlustrechnung für
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum
31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, ein-
schließlich der Darstellung der Bilanzierungs-
und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber
hinaus haben wir den Lagebericht für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

– entspricht der beigefügte Jahresabschluss in
allen wesentlichen Belangen den deutschen,
für Kapitalgesellschaften geltenden handels-
rechtlichen Vorschriften und vermittelt unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-

Jahresabschluss zum 31.12.2023 der
IDR Bahn Verwaltungsgesellschaft mbH
Die Gesellschafterversammlung der IDR Bahn Verwaltungsgesellschaft mbH hat den am 18. September 2024 festgestellten Jahresabschluss zum
31.12.2023 zur Kenntnis genommen und beschlossen.

nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der
Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft
zum 31. Dezember 2023 sowie ihrer Ertrags-
lage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis
zum 31. Dezember 2023 und

– vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, entspricht den deutschen
gesetzlichen Vorschriften und stellt die
Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir,
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung

nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist
im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver-
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim-
mung mit den deutschen handelsrechtlichen
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen
Vertreter für den Jahresabschluss
und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gelten-
den handelsrechtlichen Vorschriften in allen
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür,
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
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führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jah-
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund
von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen
der Rechnungslegung und Vermögensschädi-
gungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich,
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig,
anzugeben.

Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich,
auf der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht
tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten
entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss in Einklang steht, den deutschen gesetz-
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Ver-
treter verantwortlich für die Vorkehrungen und
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lage-
berichts in Übereinstimmung mit den anzuwen-
denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu
ermöglichen, und um ausreichende geeignete
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht
erbringen zu können.

Die Geschäftsführung ist verantwortlich für die
Überwachung des Rechnungslegungsprozesses
der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers
für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen
Vorschriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk
zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jah-
resabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter
Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-
gen können aus dolosen Handlungen oder Irr-
tümern resultieren und werden als wesentlich
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes
Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus:

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken
wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufgrund
von dolosen Handlungen oder Irrtümern,
planen und führen Prüfungshandlungen als
Reaktion auf diese Risiken durch sowie
erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage
für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resul-
tierende wesentliche falsche Darstellungen
nicht aufgedeckt werden, ist höher als das
Risiko, dass aus Irrtümern resultierende
wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, da dolose Handlungen
kollusives Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-
rende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten
können;

– gewinnen wir ein Verständnis von dem für
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die
Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben;

– beurteilen wir die Angemessenheit der von
den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und
damit zusammenhängenden Angaben;

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang
mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht,
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der
Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit aufwerfen kann. Falls wir zu
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet,
im Bestätigungsvermerk auf die dazugehöri-
gen Angaben im Jahresabschluss und im
Lagebericht aufmerksam zu machen oder,

falls diese Angaben unangemessen sind,
unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizie-
ren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen
auf der Grundlage der bis zum Datum unse-
res Bestätigungsvermerks erlangten Prü-
fungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder
Gegebenheiten können jedoch dazu führen,
dass die Gesellschaft ihre Unternehmens-
tätigkeit nicht mehr fortführen kann;

– beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt
des Jahresabschlusses insgesamt einschließ-
lich der Angaben sowie ob der Jahresab-
schluss die zugrunde liegenden Geschäfts-
vorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der
Jahresabschluss unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft
vermittelt;

– beurteilen wir den Einklang des Lageberichts
mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzes-
entsprechung und das von ihm vermittelte
Bild von der Lage des Unternehmens;

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von
den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lage-
bericht durch. Auf Basis ausreichender
geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen
wir dabei insbesondere die den zukunfts-
orientierten Angaben von den gesetzlichen
Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen
Annahmen nach und beurteilen die sach-
gerechte Ableitung der zukunftsorientierten
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunfts-
orientierten Angaben sowie zu den zugrunde
liegenden Annahmen geben wir nicht ab.
Es besteht ein erhebliches unvermeidbares
Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich
von den zukunftsorientierten Angaben
abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver-
antwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-
lich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen
Kontrollsystem, die wir während unserer Prü-
fung feststellen.

Düsseldorf, 24. September 2024

IDR Bahn Verwaltungsgesellschaft mbH

Der Geschäftsführer
Joachim Kochsiek
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Der Jahresabschluss und der Lagebericht
liegen im Verwaltungsgebäude der IDR AG
Düsseldorf-Reisholz, Henkelstraße 164,
zur Einsichtnahme aus.

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der
Bünger Bau- und Projektmanagement GmbH
– bestehend aus der Bilanz zum 31.Dezember
2023 und der Gewinn- und Verlustrechnung für
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum
31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, ein-
schließlich der Darstellung der Bilanzierungs-
und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber
hinaus haben wir den Lagebericht für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum
31. Dezember 2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

– entspricht der beigefügte Jahresabschluss
in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften geltenden
handelsrechtlichen Vorschriften und vermit-
telt unter Beachtung der deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein
den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der Gesellschaft zum 31. Dezember
2023 sowie ihrer Ertragslage für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum
31. Dezember 2023 und

– vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen
steht dieser Lagebericht in Einklang mit
dem Jahresabschluss, entspricht den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften und stellt
die Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir,
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist
im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver-
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim-

Jahresabschluss zum 31.12.2023
der Bünger Bau- und Projektmanagement GmbH
Die Gesellschafterversammlung der Bünger Bau- und Projektmanagement GmbH hat den Jahresabschluss zum 31.12.2023
am 18. September 2024 festgestellt.

mung mit den deutschen handelsrechtlichen
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen
Vertreter und des Aufsichtsrats für den
Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gelten-
den handelsrechtlichen Vorschriften in allen
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür,
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jah-
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund
von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen
der Rechnungslegung und Vermögensschädi-
gungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich,
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig,
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei-
ten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss in Einklang steht, den deutschen gesetz-
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt.

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen
(Systeme), die sie als notwendig erachtet
haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in
Übereinstimmung mit den anzuwendenden
deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nach-
weise für die Aussagen im Lagebericht erbrin-
gen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über-
wachung des Rechnungslegungsprozesses der
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers
für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen
Vorschriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk
zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jah-
resabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter
Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-
gen können aus dolosen Handlungen oder Irr-
tümern resultieren und werden als wesentlich
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes
Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus:

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken
wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufgrund
von dolosen Handlungen oder Irrtümern,
planen und führen Prüfungshandlungen als
Reaktion auf diese Risiken durch sowie
erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage
für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resul-
tierende wesentliche falsche Darstellungen
nicht aufgedeckt werden, ist höher als das
Risiko, dass aus Irrtümern resultierende
wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, da dolose Handlungen
kollusives Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-
rende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten
können;
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– gewinnen wir ein Verständnis von dem für
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die
Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben;

– beurteilen wir die Angemessenheit der von
den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und
damit zusammenhängenden Angaben;

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der
Grundlage der erlangten Prüfungsnach-
weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame Zweifel
an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen kann. Falls wir zu dem Schluss kommen,
dass eine wesentliche Unsicherheit besteht,
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsver-

merk auf die dazugehörigen Angaben im
Jahresabschluss und im Lagebericht auf-
merksam zu machen oder, falls diese Anga-
ben unangemessen sind, unser jeweiliges
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen
unsere Schlussfolgerungen auf der Grund-
lage der bis zum Datum unseres Bestäti-
gungsvermerks erlangten Prüfungsnach-
weise. Zukünftige Ereignisse oder Gege-
benheiten können jedoch dazu führen, dass
die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit
nicht mehr fortführen kann;

– beurteilen wir Darstellung, Aufbau und
Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jah-
resabschluss die zugrunde liegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft vermittelt;

– beurteilen wir den Einklang des Lagebe-
richts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm
vermittelte Bild von der Lage des Unter-
nehmens;

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von
den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lagebe-
richt durch. Auf Basis ausreichender geeig-
neter Prüfungsnachweise vollziehen wir

dabei insbesondere die den zukunftsorien-
tierten Angaben von den gesetzlichen Ver-
tretern zugrunde gelegten bedeutsamen
Annahmen nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientierten
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunfts-
orientierten Angaben sowie zu den zugrun-
de liegenden Annahmen geben wir nicht ab.
Es besteht ein erhebliches unvermeidbares
Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich
von den zukunftsorientierten Angaben
abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung
Verantwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-
lich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen
Kontrollsystem, die wir während unserer
Prüfung feststellen.

Düsseldorf, 24. September 2024

Bünger Bau- und Projektmanagement GmbH

Die Geschäftsführer
Manfred Kornfeld
Ekkehard Vinçon

Jahresabschluss zum 31.12.2023
Industrieterrains Düsseldorf-Reisholz Aktiengesellschaft
Die Hauptversammlung der Industrieterrains Düsseldorf-Reisholz Aktiengesellschaft hat den am 29.08.2024 festgestellten Jahresabschluss
zum 31.12.2023 zur Kenntnis genommen.

Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen
im Verwaltungsgebäude Düsseldorf-Reisholz,
Henkelstraße 164, zur Einsichtnahme aus.

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der
Industrieterrains Düsseldorf-Reisholz
Aktiengesellschaft – bestehend aus der Bilanz
zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 sowie
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden –
geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lage-
bericht für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis
zum 31. Dezember 2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

– entspricht der beigefügte Jahresabschluss
in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften geltenden
handelsrechtlichen Vorschriften und vermit-
telt unter Beachtung der deutschen Grund-

sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein
den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der Gesellschaft zum 31. Dezember
2023 sowie ihrer Ertragslage für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum
31. Dezember 2023 und

– vermittelt der beigefügte Lagebericht ins-
gesamt ein zutreffendes Bild von der Lage
der Gesellschaft. In allen wesentlichen
Belangen steht dieser Lagebericht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, entspricht
den deutschen gesetzlichen Vorschriften
und stellt die Chancen und Risiken der
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir,
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut

der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist
im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver-
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim-
mung mit den deutschen handelsrechtlichen
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter
und des Aufsichtsrats für den Jahresab-
schluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gelten-
den handelsrechtlichen Vorschriften in allen
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wesentlichen Belangen entspricht, und dafür,
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jah-
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund
von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen
der Rechnungslegung und Vermögensschädi-
gungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich,
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig,
anzugeben.

Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich,
auf der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht
tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten
entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss in Einklang steht, den deutschen gesetz-
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Ver-
treter verantwortlich für die Vorkehrungen und
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lage-
berichts in Übereinstimmung mit den anzuwen-
denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu
ermöglichen, und um ausreichende geeignete
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht
erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über-
wachung des Rechnungslegungsprozesses der
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers
für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen
Vorschriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk
zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jah-

resabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter
Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-
gen können aus dolosen Handlungen oder Irr-
tümern resultieren und werden als wesentlich
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes
Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus:

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken
wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufgrund
von dolosen Handlungen oder Irrtümern,
planen und führen Prüfungshandlungen als
Reaktion auf diese Risiken durch sowie
erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage
für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resul-
tierende wesentliche falsche Darstellungen
nicht aufgedeckt werden, ist höher als das
Risiko, dass aus Irrtümern resultierende
wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, da dolose Handlungen
kollusives Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-
rende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten
können;

– gewinnen wir ein Verständnis von dem für
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die
Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben;

– beurteilen wir die Angemessenheit der von
den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und
damit zusammenhängenden Angaben;

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der
Grundlage der erlangten Prüfungsnach-
weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame Zweifel
an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit aufwer-

fen kann. Falls wir zu dem Schluss kommen,
dass eine wesentliche Unsicherheit besteht,
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsver-
merk auf die dazugehörigen Angaben im
Jahresabschluss und im Lagebericht auf-
merksam zu machen oder, falls diese An-
gaben unangemessen sind, unser jeweiliges
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen
unsere Schlussfolgerungen auf der Grund-
lage der bis zum Datum unseres Bestäti-
gungsvermerks erlangten Prüfungsnach-
weise. Zukünftige Ereignisse oder Gege-
benheiten können jedoch dazu führen, dass
die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit
nicht mehr fortführen kann;

– beurteilen wir Darstellung, Aufbau und
Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jah-
resabschluss die zugrunde liegenden
Geschäfts-vorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft vermittelt;

– beurteilen wir den Einklang des Lage-
berichts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm
vermittelte Bild von der Lage des Unter-
nehmens;

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von
den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lage-
bericht durch. Auf Basis ausreichender
geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen
wir dabei insbesondere die den zukunfts-
orientierten Angaben von den gesetzlichen
Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen
Annahmen nach und beurteilen die sach-
gerechte Ableitung der zukunftsorientierten
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunfts-
orientierten Angaben sowie zu den zu-
grunde liegenden Annahmen geben wir
nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse
wesentlich von den zukunftsorientierten
Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung
Verantwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-
lich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen
Kontrollsystem, die wir während unserer
Prüfung feststellen.

Düsseldorf, 24. September 2024

Industrieterrains Düsseldorf-Reisholz
Aktiengesellschaft

der Vorstand
Manfred Kornfeld
Dipl.-Ing. Ekkehard Vinçon
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Der Jahresabschluss und der Lagebericht
liegen im Verwaltungsgebäude der IDR AG
Düsseldorf-Reisholz, Henkelstraße 164,
zur Einsichtnahme aus.

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der
IDR Immobilien GmbH – bestehend aus der
Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der
Gewinn- und Verlustrechnung für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2023 sowie dem Anhang, einschließlich der
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir
den Lagebericht für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

– entspricht der beigefügte Jahresabschluss
in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften geltenden
handelsrechtlichen Vorschriften und vermit-
telt unter Beachtung der deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein
den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der Gesellschaft zum 31. Dezember
2023 sowie ihrer Ertragslage für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum
31. Dezember 2023 und

– vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, entspricht den deutschen
gesetzlichen Vorschriften und stellt die
Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir,
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist
im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver-
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim-
mung mit den deutschen handelsrechtlichen
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in

Übereinstimmung mit diesen Anforderungen
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen
Vertreter und des Aufsichtsrats für den
Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gelten-
den handelsrechtlichen Vorschriften in allen
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür,
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jah-
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund
von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen
der Rechnungslegung und Vermögensschädi-
gungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich,
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen.

Des Weiteren haben sie die Verantwortung,
Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit, sofern ein-
schlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie
dafür verantwortlich, auf der Grundlage des
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren,
sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche
Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres-
abschluss in Einklang steht, den deutschen
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetz-
lichen Vertreter verantwortlich für die Vorkeh-
rungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als
notwendig erachtet haben, um die Aufstellung
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den
anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vor-
schriften zu ermöglichen, und um ausreichende
geeignete Nachweise für die Aussagen im
Lagebericht erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über-
wachung des Rechnungslegungsprozesses der
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers
für die Prüfung des Jahresabschlusses und
des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen
Vorschriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahres-
abschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter
Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche
Darstellung stets aufdeckt.

Falsche Darstellungen können aus dolosen
Handlungen oder Irrtümern resultieren und wer-
den als wesentlich angesehen, wenn vernünfti-
gerweise erwartet werden könnte, dass sie ein-
zeln oder insgesamt die auf der Grundlage die-
ses Jahresabschlusses und Lageberichts getrof-
fenen wirtschaftlichen Entscheidungen von
Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes
Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus:

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken
wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufgrund
von dolosen Handlungen oder Irrtümern,
planen und führen Prüfungshandlungen als
Reaktion auf diese Risiken durch sowie
erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage
für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resul-
tierende wesentliche falsche Darstellungen
nicht aufgedeckt werden, ist höher als das
Risiko, dass aus Irrtümern resultierende
wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, da dolose Handlungen
kollusives Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irre-
führende Darstellungen bzw. das Außer-
kraftsetzen interner Kontrollen beinhalten
können;

Jahresabschluss zum 31.12.2023
IDR Immobilien GmbH
Die Gesellschafterversammlung der IDR Immobilien GmbH hat den Jahresabschluss zum 31.12.2023 am 18. September 2024 festgestellt.
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Jahresabschluss zum 31.12.2023
IPM Immobilien Projekt Management Düsseldorf GmbH
Die Gesellschafterversammlung der IPM Immobilien Projekt Management Düsseldorf GmbH hat den Jahresabschluss
zum 31.12.2023 am 11.09.2024 festgestellt.

– gewinnen wir ein Verständnis von dem für
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die
Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben;

– beurteilen wir die Angemessenheit der von
den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und
damit zusammenhängenden Angaben;

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der
Grundlage der erlangten Prüfungsnach-
weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame Zweifel
an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen kann. Falls wir zu dem Schluss kommen,
dass eine wesentliche Unsicherheit besteht,
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsver-

merk auf die dazugehörigen Angaben im
Jahresabschluss und im Lagebericht auf-
merksam zu machen oder, falls diese Anga-
ben unangemessen sind, unser jeweiliges
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen
unsere Schlussfolgerungen auf der Grund-
lage der bis zum Datum unseres Bestäti-
gungsvermerks erlangten Prüfungsnach-
weise. Zukünftige Ereignisse oder Gegeben-
heiten können jedoch dazu führen, dass die
Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit
nicht mehr fortführen kann;

– beurteilen wir Darstellung, Aufbau und
Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jah-
resabschluss die zugrunde liegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft vermittelt;

– wir den Einklang des Lageberichts mit dem
Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von
der Lage des Unternehmens;

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von
den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lagebe-
richt durch. Auf Basis ausreichender geeig-
neter Prüfungsnachweise vollziehen wir

dabei insbesondere die den zukunftsorien-
tierten Angaben von den gesetzlichen Ver-
tretern zugrunde gelegten bedeutsamen
Annahmen nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientierten
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunfts-
orientierten Angaben sowie zu den zugrun-
de liegenden Annahmen geben wir nicht ab.
Es besteht ein erhebliches unvermeidbares
Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich
von den zukunftsorientierten Angaben
abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver-
antwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-
lich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen
Kontrollsystem, die wir während unserer Prü-
fung feststellen.

Düsseldorf, den 24. September 2024

IDR Immobilien GmbH

Die Geschäftsführer
Manfred Kornfeld
Ekkehard Vinçon

Der Jahresabschluss und der Lagebericht
liegen im Verwaltungsgebäude der IDR AG
Düsseldorf-Reisholz, Henkelstraße 164,
zur Einsichtnahme aus.

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der
IPM Immobilien Projekt Management
Düsseldorf GmbH – bestehend aus der Bilanz
zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 sowie
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden –
geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebe-
richt für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis
zum 31. Dezember 2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

– entspricht der beigefügte Jahresabschluss
in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften geltenden
handelsrechtlichen Vorschriften und vermit-
telt unter Beachtung der deutschen Grund-

sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein
den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der Gesellschaft zum 31. Dezember
2023 sowie ihrer Ertragslage für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum
31. Dezember 2023 und

– vermittelt der beigefügte Lagebericht ins-
gesamt ein zutreffendes Bild von der Lage
der Gesellschaft. In allen wesentlichen
Belangen steht dieser Lagebericht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, entspricht
den deutschen gesetzlichen Vorschriften
und stellt die Chancen und Risiken der
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir,
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-

schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist
im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver-
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim-
mung mit den deutschen handelsrechtlichen
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen
Vertreter und des Aufsichtsrats für den
Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gelten-
den handelsrechtlichen Vorschriften in allen
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür,
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
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deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die internen Kontrollen, die sie in
Übereinstimmung mit den deutschen Grund-
sätzen ordnungsmäßiger Buchführung als not-
wendig bestimmt haben, um die Aufstellung
eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der
frei von wesentlichen falschen Darstellungen
aufgrund von dolosen Handlungen (d. h. Mani-
pulationen der Rechnungslegung und Vermö-
gensschädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich,
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig,
anzugeben.

Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich,
auf der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht
tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten
entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Aufstellung des Lage-
berichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild
von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres-
abschluss in Einklang steht, den deutschen
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetz-
lichen Vertreter verantwortlich für die Vorkeh-
rungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als
notwendig erachtet haben, um die Aufstellung
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den
anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vor-
schriften zu ermöglichen, und um ausreichende
geeignete Nachweise für die Aussagen im
Lagebericht erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über-
wachung des Rechnungslegungsprozesses der
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers
für die Prüfung des Jahresabschlusses und
des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen
Vorschriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk
zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jah-
resabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter
Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-
gen können aus dolosen Handlungen oder Irr-
tümern resultieren und werden als wesentlich
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes
Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus:

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken
wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufgrund
von dolosen Handlungen oder Irrtümern,
planen und führen Prüfungshandlungen als
Reaktion auf diese Risiken durch sowie
erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage
für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resul-
tierende wesentliche falsche Darstellungen
nicht aufgedeckt werden, ist höher als das
Risiko, dass aus Irrtümern resultierende
wesentliche falsche Darstellungen nicht
aufgedeckt werden, da dolose Handlungen
kollusives Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irre-
führende Darstellungen bzw. das Außer-
kraftsetzen interner Kontrollen beinhalten
können;

– gewinnen wir ein Verständnis von dem für
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die
Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben;

– beurteilen wir die Angemessenheit der von
den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und
damit zusammenhängenden Angaben;

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der
Grundlage der erlangten Prüfungsnach-
weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame Zweifel
an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unter-nehmenstätigkeit aufwer-
fen kann. Falls wir zu dem Schluss kommen,
dass eine wesentliche Unsicherheit besteht,
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsver-
merk auf die dazugehörigen Angaben im
Jahresabschluss und im Lagebericht auf-

merksam zu machen oder, falls diese An-
gaben unangemessen sind, unser jeweiliges
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen
unsere Schlussfolgerungen auf der Grund-
lage der bis zum Datum unseres Bestäti-
gungsvermerks erlangten Prüfungsnach-
weise. Zukünftige Ereignisse oder Gegeben-
heiten können jedoch dazu führen, dass die
Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit
nicht mehr fortführen kann;

– beurteilen wir Darstellung, Aufbau und
Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jah-
resabschluss die zugrunde liegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft vermittelt;

– beurteilen wir den Einklang des Lagebe-
richts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm
vermittelte Bild von der Lage des Unter-
nehmens;

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von
den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lagebe-
richt durch. Auf Basis ausreichender geeig-
neter Prüfungsnachweise vollziehen wir
dabei insbesondere die den zukunftsorien-
tierten Angaben von den gesetzlichen Ver-
tretern zugrunde gelegten bedeutsamen
Annahmen nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientierten
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsori-
entierten Angaben sowie zu den zugrunde
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es
besteht ein erhebliches unvermeidbares
Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich
von den zukunftsorientierten Angaben
abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver-
antwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-
lich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen
Kontrollsystem, die wir während
unserer Prüfung feststellen.

Düsseldorf, 24. September 2024

IPM Immobilien Projekt Management
Düsseldorf GmbH

Die Geschäftsführer
Michael Köhler
Manfred Kornfeld
Dr.-Ing. Heinrich Labbert
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Verordnung über die Beförderungsentgelte und Beförderungsbedingungen
im Gelegenheitsverkehr mit den in der Landeshauptstadt Düsseldorf
zugelassenen Taxen (Taxentarifordnung)
zuletzt geändert durch Verordnung vom 21.11.2024 (Ddf. Amtsblatt Nr. 48 vom 30.11.2024); In-Kraft-Treten:01.02.2025.

Der Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf hat
auf Grundlage des Beschlusses vom 26. Januar
1995, aufgrund des § 51 Abs. 1 des Personenbe-
förderungsgesetzes vom 8.8.1990 (BGBl. I S.
1690) und des § 4 Nr. 2 der Verordnung über
die Zuständigkeiten auf den Gebieten des
öffentlichen Straßenpersonenverkehrs und
Eisenbahnwesens vom 25.06.2015 (GV. NRW.
2015 S. 504), jeweils in der bei Erlass dieser
Verordnung geltenden Fassung, am 21. Novem-
ber 2024 diese Änderungsverordnung zur
Taxentarifordnung erlassen:

§ 1 Geltungsbereich

zuletzt geändert durch Verordnung
vom 04. 11. 2005 (Ddf. Amtsblatt Nr. 45
vom 12.11.2005); In-Kraft-Treten: 12. 12. 2005

(1) Für die Beförderung von Personen mit den
in der Landeshauptstadt Düsseldorf zuge-
lassenen Taxen gelten innerhalb des Pflicht-
fahrgebietes die in dieser Verordnung fest-
gesetzten Beförderungsentgelte und Beför-
derungsbedingungen.

(2) Das Pflichtfahrgebiet umfaßt das in der
Anlage zu dieser Verordnung dargestellte
Gebiet. Die Anlage ist Bestandteil dieser
Verordnung.

(3) Die Rechte und Pflichten der Taxenunter-
nehmerinnen und -unternehmer nach dem
Personenbeförderungsgesetz (PBefG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom
8. August 1990 (BGBl. I S. 1690) in der der-
zeit geltenden Fassung, den zu seiner
Durchführung erlassenen Rechtsvorschrif-
ten und nach der für den Verkehr mit Taxen
erteilten Genehmigung bleiben unberührt.

§ 2 Tarif

zuletzt geändert durch Verordnung
vom 21.11.2024 (Ddf. Amtsblatt Nr. 48
vom 30.11.2024); In-Kraft-Treten:01.02.2025.

(1) Beförderungsentgelt:
Grundpreis EUR 5,00

Der Fahrpreis für jede angefangene Fahr-
strecke von 37,04 m beträgt EUR 0,10

Das entspricht einem Kilometerpreis
(Wegtarif) von EUR 2,70

(2) Der Zeittarif beträgt je 8,37 Sekunden 0,10
EUR. Das entspricht einem Stundensatz von
EUR 43,00.

(3) Soweit die Anzahl der Fahrgäste (mehr als
4 Personen) oder die Art, die Größe oder
Beschaffenheit von Sachgegenständen

einen Transport mit einer Großraumtaxe
erforderlich machen, ist ein Zuschlag von
EUR 9,00 zu entrichten. Weitere Zuschläge
werden nicht erhoben.

(4) Besonderes Beförderungsentgelt: Für alle
Fahrten gilt für die Strecke vom Flughafen
Düsseldorf zu allen Eingängen der Messe
Düsseldorf oder umgekehrt ein Sonderfahr-
preis von jeweils 25,00 EUR. Ab einer
zurückgelegten Wegstrecke von 6.500
Metern wird in den regulären Tarif geschal-
tet. Für An- bzw. Abfahrten vom Flughafen
Düsseldorf ist im Messetarif bereits ein
Sonderzuschlag in Höhe von 2,00 €
enthalten.

(5) Die jeweils gültigen Beförderungsentgelte in
Kurzfassung sind im Taxi für den Fahrgast
gut sichtbar entsprechend dem nachfolgen-
den Muster auszuhängen:

Abmessungen und Beschriftung des
Tarifauszuges:
Breite insgesamt mindestens 240 mm
Breite der deutschsprachigen Spalte
mindestens 80 mm
Breite der englischsprachigen Spalte
mindestens 80 mm und
Brailleschrift nach E-DIN 32976
Höhe insgesamt mindestens 100 mm

§ 2a Tarifkorridor

zuletzt geändert durch Verordnung
vom 21.11.2024 (Ddf. Amtsblatt Nr. 48
vom 30.11.2024); In-Kraft-Treten:01.02.2025.

(1) Bei Fahrten auf vorherige Bestellung mit
vereinbartem Abfahrts- und Zielort sind
abweichend von dem Beförderungsentgelt
nach § 2 Festpreise nach Maßgabe der fol-
genden Absätze zulässig. Die vorherige
Bestellung kann insbesondere telefonisch
oder per Smartphoneanwendung („App“)
erfolgen. Bei vorheriger Bestellung müssen
zuschlagspflichtige Umstände nach § 2 Abs.
3 abschließend benannt werden.

(2) Die Höhe des Beförderungsentgeltes für
Fahrten nach § 2a wird abweichend von
§ 2 zwischen dem Unternehmen oder einem
von diesem beauftragten Dritten mit dem
Kunden als Festpreis mit etwaigen Zuschlä-
gen nach § 2 bei der Bestellung vor der
Fahrt vereinbart. Vom Unternehmen können
zur Vereinbarung des Festpreises insbeson-
dere Taxizentralen oder Vermittlungsplatt-
formen beauftragt werden. Dem Kunden ist
vor der Fahrt eine Bestätigung des verein-
barten Fahrpreises nach Abs. 1 Satz 1 mit
Darstellung der enthaltenen Zuschläge und
Angabe von Datum und Uhrzeit der Verein-
barung auszustellen. Diese Bestätigung
kann insbesondere elektronisch, etwa eines
appbasierten Systems, per Mail oder per

SMS erfolgen.

(3) Die Vereinbarung über das Fahrtentgelt ist
schriftlich oder elektronisch zu dokumen-
tieren. Es sind insbesondere die Kunden-
daten, der Zeitpunkt der Vereinbarung, die
enthaltenen Zuschläge sowie das verein-
barte Fahrtentgelt aufzuzeichnen. Änderun-
gen, die sich nach Abschluss der Verein-
barung ergeben, sind ebenfalls zu erfassen.

(4) Der vereinbarte Festpreis nach Abs. 1 Satz 1
darf höchstens 20 Prozent nach oben und
20 Prozent nach unten von dem Beförde-
rungsentgelt nach § 2 Abs. 1 und 2 abwei-
chen („Tarifkorridor“). Die Zuschlags-
regelungen des § 2 Abs. 3 sind anzuwen-
den. Der Grundpreis nach § 2 Abs. 1 wird für
vorab vereinbarte Festpreisfahrten nicht
erhoben. Wird eine Fahrt zum Festpreis
nach Abs. 1 Satz 1 auf Wunsch des Fahr-
gastes vor Erreichen des vereinbarten Ziel-
orts für länger als 5 Minuten unterbrochen,
ist für die bisher zurückgelegte Strecke der
vereinbarte Festpreis zu zahlen und die Fahr
beendet. Der Fahrtabbruch ist schriftlich
oder elektronisch zu dokumentieren.

(5) Jeder Fahrt zum Festpreis nach Abs. 1 Satz 1
ist zum Beförderungsbeginn im Taxameter
zu erfassen.

(6) Alle gem. § 2a im Unternehmen durchge-
führten Fahrten (Geschäftsvorfälle) sind
unter Angabe der folgenden Daten zu
erfassen:

a) Beförderungsentgelt (ohne Trinkgeld)
b) Zuschlag
c) Datum
d) Zeitpunkt des Fahrbeginns (ohne Anfahrt)
e) Zeitpunkt des Fahrtendes
f) Belegtkilometer

Die steuerlichen Aufzeichnungspflichten bleiben
hiervon unberührt. Die Aufzeichnungen aus den
Abs. 3 und 6 sind für die Dauer der steuerlichen
Aufbewahrungsfristen aufzubewahren und den
Aufsichtsbehörden zur Einsichtnahme bereitzu-
halten. Der Unternehmer hat zu gewährleisten,
dass eine Zuordnung zum jeweiligen Beförde-
rungsauftrag möglich ist.

§ 3 Anfahrten und Wartezeiten

zuletzt geändert durch Verordnung
vom 05. 02. 2015 (Ddf. Amtsblatt Nr. 7
vom 14.02.2015); In-Kraft-Treten: 15. 03. 2015

(1) Anfahrten erfolgen unentgeltlich.

(2) Wird eine Fahrt nach Abfahrt zum Bestellort
aus Gründen, die von der auftraggebenden
Person zu vertreten sind, nicht ausgeführt,
wird dieser das Beförderungsentgelt für die
Anfangsstrecke (§ 2 Abs. 1 Nr. 1.1 oder 2.1)
berechnet.
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(3) Eine Umschaltung auf den Zeittarif erfolgt
nicht, wenn die Unterschreitung der
Umschaltgeschwindigkeit (15,93 km/h)
durch

1. die Fahrzeugführerin oder den Fahr-
zeugführer und nicht verkehrsbedingt,

2. einen technischen Mangel am Fahrzeug,
3. einen Unfall unter Beteiligung des Fahr-

zeugs,
4. Hilfeleistung gemäß § 323 c Strafge-

setzbuch oder
5. eine Polizeikontrolle

verursacht wurde.

(4) Die Fahrzeugführerin oder der Fahrzeug-
führer ist nicht verpflichtet, länger als
30 Minuten zu warten.

§ 4 Sonderkosten

(1) Während der Inanspruchnahme einer Taxe
entstehende zusätzliche Kosten, insbeson-
dere für gebührenpflichtiges Parken oder
die Nutzung der Rheinfähren, sind vom
Fahrgast zu tragen, sofern diese auf dessen
Wunsch beruhen.

(2) Fahrgäste haben die Kosten der von ihnen
verursachten Beschädigungen oder Verun-
reinigungen zu ersetzen.

§ 5 Fahrpreisanzeiger

(1) Fahrten, für die ein Entgelt nach dieser Ver-
ordnung zu berechnen ist, dürfen nur mit
geeichtem ordnungsgemäß arbeitendem
Fahrpreisanzeiger angetreten werden.

(2) Der Fahrpreisanzeiger ist nach Einsteigen
des Fahrgastes einzuschalten. Bei Fahrten
aufgrund vorheriger Bestellung ist der Fahr-
preisanzeiger erst nach Ankunft am Bestell-
ort und Benachrichtigung der auftraggeben-
den Person einzuschalten.

(3) Bei Versagen des Fahrpreisanzeigers ist das
Beförderungsentgelt nach der zurückgeleg-
ten Fahrstrecke zu berechnen.

§ 6 Fahrpreisquittung

Auf Verlangen des Fahrgastes hat die Fahrzeug-
führerin oder der Fahrzeugführer eine Fahr-
preisquittung auszustellen. Auf der Quittung
müssen Name und Anschrift des Taxenunter-
nehmens, Ordnungsnummer, Datum, Gesamt-
preis und die Fahrstrecke angegeben sein.

§ 7 Sondervereinbarungen

zuletzt geändert durch Verordnung
vom 21.11.2024 (Ddf. Amtsblatt Nr. 48
vom 30.11.2024); In-Kraft-Treten: 01.02.2025
Sondervereinbarungen für das Pflichtfahrgebiet
sind nur nach Maßgabe des § 51 Abs. 2 PBefG
zulässig. Sie sind vor ihrer Einführung dem
Oberbürgermeister der Landeshauptstadt
Düsseldorf – Straßenverkehrsamt – zur Geneh-
migung vorzulegen.

§ 8 Mitführen der Verordnung

Die Fahrzeugführerin oder der Fahrzeugführer
hat den Text dieser Verordnung in der jeweils
gültigen Fassung mitzuführen. Fahrgästen ist
auf Verlangen Einsicht zu gewähren.

§ 9 Ordnungswidrigkeit

Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung
können nach § 61 Abs. 1 Nr. 4 PBefG als Ord-
nungswidrigkeit geahndet werden, soweit sie
nicht nach anderen Vorschriften mit Strafe
bedroht sind.

§ 10 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt einen Monat nach dem
Tag ihrer Bekanntmachung in Kraft
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Der Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf hat
auf Grundlage des Beschlusses vom 5. Mai
1994, aufgrund des § 51 Abs. 1 des Personen-
beförderungsgesetzes vom 8.8.1990 (BGBl. I S.
1690) und des § 4 Nr. 2 der Verordnung über
die Zuständigkeiten auf den Gebieten des
öffentlichen Straßenpersonenverkehrs und
Eisenbahnwesens vom 25.06.2015 (GV. NRW.
2015 S. 504), jeweils in der bei Erlass dieser
Verordnung geltenden Fassung, am 21. Novem-
ber 2024 diese Änderungsverordnung zur
Taxenordnung erlassen:

§ 1 Geltungsbereich

zuletzt geändert durch Verordnung
vom 30.10.2003 (Ddf. Amtsblatt Nr. 46
vom 15.11.2003); In-Kraft-Treten:16.12.2004.

(1) Die Taxenordnung gilt für die Personen-
beförderung durch die von der Landes-
hauptstadt Düsseldorf zugelassenen Taxen.

(2) Die Rechte und Pflichten der Taxenunter-
nehmerinnen und -unternehmer nach dem
Personenbeförderungsgesetz (PBefG) in der
jeweils gültigen Fassung, den zu seiner
Durchführung erlassenen Rechtsvorschriften
und nach der für den Verkehr mit Taxen
erteilten Genehmigung bleiben unberührt.

§ 2 Bereithalten von Taxen

zuletzt geändert durch Verordnung
vom 30.10.2003 (Ddf. Amtsblatt Nr. 46
vom 15.11.2003); In-Kraft-Treten: 16.12.2004.

(1) Die Unternehmerinnen und Unternehmer
des Gelegenheitsverkehrs mit Taxen sind im
Rahmen ihrer Betriebspflicht nach § 21
PBefG zum Bereithalten ihrer Taxen ver-
pflichtet.

(2) Änderungen von Wohn- und/oder Betriebs-
sitz sind der Genehmigungsbehörde inner-
halb von zwei Wochen unter Vorlage von
Genehmigungsurkunde und Auszug aus der
Genehmigungsurkunde zu melden.

(3) Taxen sind auf den nach den Vorschriften
der Straßenverkehrsordnung gekennzeich-
neten Taxenstandplätzen im Stadtgebiet
Düsseldorf bereitzuhalten. Das Bereithalten
von Taxen an anderen Stellen kann in Son-
derfällen genehmigt werden.

(4) Im Interesse einer ordnungsgemäßen und
bedarfsgerechten Verkehrsbedienung kann
die Genehmigungsbehörde in Einzelfällen
anordnen, daß Taxen an den für den öffent-
lichen Verkehr wichtigen Punkten zu
bestimmten Zeiten bereitzustellen oder
Fahrgäste nur im Bereich bestimmter Lade-
zonen aufzunehmen sind.

Verordnung über den Verkehr mit Taxen der Landeshauptstadt Düsseldorf
(Taxenordnung)
zuletzt geändert durch Verordnung vom 21.11.2024 (Ddf. Amtsblatt Nr. 48 vom 30.11.2024); In-Kraft-Treten:01.02.2025.

(5) Taxenstandplätze, deren Errichtung auf pri-
vatrechtlichen Vereinbarungen beruht, dür-
fen nur von den dazu Berechtigten benutzt
werden.

§ 3 Aufstellung eines Dienstplans

(1) Bereitstellung und Einsatz von Taxen können
durch einen von den Taxenunternehmerin-
nen und -unternehmern gemeinsam aufge-
stellten Dienstplan geregelt werden. Der
Dienstplan ist unter Berücksichtigung des
festgestellten Verkehrsbedürfnisses, der
Arbeitsvorschriften und der zur Ausführung
von Wartungs- und Pflegearbeiten erforder-
lichen Zeit aufzustellen; er soll im Interesse
einer bedarfsgerechten Verkehrsbedienung
eine zeitliche Festlegung der Betriebspflicht
enthalten.

(2) Der Dienstplan ist der Genehmigungsbe-
hörde zur Zustimmung vorzulegen. Ände-
rungen bedürfen ebenfalls der Zustimmung.

(3) Die Genehmigungsbehörde kann allgemein
oder in Einzelfällen verlangen, daß ein
Dienstplan aufgestellt wird oder selbst einen
Dienstplan aufstellen.

(4) Kann eine Taxe abweichend vom aufgestell-
ten Dienstplan nicht bereitgehalten werden,
ist die Genehmigungsbehörde unverzüglich
und unter Angabe des Grundes hiervon in
Kenntnis zu setzen.

(5) Die Dienstpläne sind von den Taxenunter-
nehmerinnen und -unternehmern sowie den
Fahrzeugführerinnen und -führern einzu-
halten.

§ 4 Ordnung auf den Taxenstandplätzen

zuletzt geändert durch Verordnung
vom 30.11.2011 (Ddf. Amtsblatt Nr. 50
vom 16.12.2011); In-Kraft-Treten: 17.01.2012.

(1) Auf den Taxenstandplätzen dürfen im Rah-
men der dort ausgewiesenen Kapazität nur
dienstbereite Taxen stehen. Taxen sind in
der Reihenfolge ihrer Ankunft aufzustellen.
Jede Lücke ist durch sofortiges Nachrücken
der nächsten Taxe auszufüllen. Die Taxen
müssen so aufgestellt sein, daß Fahrgäste
ungehindert ein- und aussteigen können.

(2) Jede Fahrzeugführerin oder jeder Fahrzeug-
führer, die oder der sich aus zwingenden
Gründen vorübergehend von der auf einem
Taxenstandplatz stehenden Taxe entfernt,
hat für die Beaufsichtigung der Taxe durch
eine andere Fahrzeugführerin bzw. einen
anderen Fahrzeugführer Sorge zu tragen.
Diese andere Fahrzeugführerin bzw. der
andere Fahrzeugführer hat für die beauf-
sichtigte Taxe das sofortige Nachrücken
sicherzustellen. Die Beaufsichtigung darf
jedoch nicht der Fahrzeugführerin bzw. dem
Fahrzeugführer der am Anfang des Taxen-

standplatzes stehenden Taxe übertragen
werden. Eine Taxifahrerin oder ein Taxifah-
rer darf außer seiner eigenen Taxe am
Taxenstandplatz nur eine weitere Taxe
beaufsichtigen.

(3) Den Fahrgästen steht die Wahl der Taxe frei.
Sofern ein Fahrgast wünscht, von einer
anderen als der an erster Stelle auf dem
Taxenstandplatz stehenden Taxe befördert
zu werden, muß dieser Taxe - sofern die ört-
lichen Verhältnisse eine Vorbeifahrt an den
wartenden Taxen gestattet - sofort die
Möglichkeit zum Antritt der Fahrt einge-
räumt werden. Dies gilt auch, wenn Fahrauf-
träge über Taxenruf oder -funk erteilt wer-
den.

(4) Eine ortsfeste Taxenrufanlage ist von
der/dem ersten Benutzungsberechtigten in
der Reihe der aufgestellten Taxen zu bedie-
nen. Bei Auftragsannahme ist der/dem Auf-
traggebenden die Ordnungsnummer der
Taxe zu nennen. Entsprechendes gilt für
Fahraufträge, die über Funk erteilt werden.

(5) An Taxenstandplätzen ist ruhestörender
Lärm zu vermeiden; das gilt insbesondere
zur Nachtzeit und in Wohngebieten für das
Schlagen von Türen, unnötiges Laufenlassen
des Motors, lautes Unterhalten und die Ein-
stellung der Rundfunkgeräte.

(6) Taxen dürfen auf den Taxenstandplätzen
nicht repariert oder gewaschen werden.

(7) Der Straßenreinigung muß jederzeit Gele-
genheit gegeben werden, ihren Aufgaben
auf den Taxenstandplätzen nachzukommen.

§ 5 Fahrdienst

zuletzt geändert durch Verordnung
vom 21.11.2024 (Ddf. Amtsblatt Nr.48
vom 30.11.2024); In-Kraft-Treten: 01.02.2025.

(1) Die Fahrzeugführerin oder der Fahrzeugfüh-
rer hat Wünschen des Fahrgastes Folge zu
leisten, soweit Beförderungspflicht, Beför-
derungszweck und das Vertrauen in eine
ordnungsgemäße und sichere Personen-
beförderung dem nicht entgegenstehen.
Insbesondere soll dem Fahrgast die Platz-
wahl ermöglicht und seinen Wünschen nach
Öffnen und Schließen der Fenster, des
Schiebedaches oder des Ausstelldaches
entsprochen werden.

(2) Der Fahrgast ist unter Benutzung der kürze-
sten Wegstrecke zu dem von ihm
gewünschten Fahrziel zu befördern. Auf-
grund von nicht vorhersehbaren und verzö-
gernden Umständen wie bspw. Stau soll die
Nutzung eines angemessenen Umweges
eingeräumt werden. Der Fahrgast ist hier-
über in jedem Fall vor Fahrantritt zu infor-
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mieren. Der Fahrgast kann entscheiden,
ob er dem Vorschlag zustimmt. Der Fahr-
zeugführerin oder dem Fahrzeugführer ist es
untersagt, eigenmächtig ein anderes Ziel
anzusteuern oder zu versuchen, den Fahr-
gast durch Überreden zur Wahl eines
anderen Fahrziels zu bewegen.

(3) Die Fahrzeugführerin oder der Fahrzeugfüh-
rer hat dem Fahrgast beim Ein- und Ausstei-
gen sowie beim Ein- und Ausladen seines
Gepäcks behilflich zu sein. Auf Wunsch ist
hilfsbedürftigen Fahrgästen weiterreichende
Hilfe zu gewähren.

(4) Die Erfüllung mehrerer Beförderungsauf-
träge zur selben Zeit oder die Erledigung
anderer Geschäfte während der Fahrgast-
beförderung ist der Fahrzeugführerin oder
dem Fahrzeugführer nur mit Zustimmung
des Fahrgastes gestattet.

(5) Während der Fahrgastbeförderung ist die
unentgeltliche Mitnahme von dritten Perso-
nen oder von in der Obhut der Fahrzeug-
führerin/des Fahrzeugführers befindlichen
Tieren untersagt.

(6) Das Ansprechen und Anlocken von Fahr-
gästen, um einen Fahrauftrag zu erhalten, ist
untersagt.

(7) Das Fahrpersonal muß jederzeit in der Lage
sein, 50,00 EUR wechseln zu können. Auf
Wunsch des Fahrgastes muss in jeder Taxe
bargeldlose Zahlung durch Kredit- oder
Debitkarten angenommen werden. Der
Unternehmer hat die Akzeptanz von minde-
stens drei verschiedenen, im Geschäftsver-
kehr üblichen Kreditkarten zu gewährleisten.
Die Annahmepflicht besteht nicht, wenn der
Fahrgast auf Verlangen des Fahrers nicht
seine Identität durch Vorlage eines amt-
lichen Ausweispapieres nachweist. Die
Beförderung von Personen darf mit der Taxe
nicht durchgeführt werden, wenn ein funkti-
onsfähiges Abrechnungssystem oder
Abrechnungsgerät vor Fahrtbeginn nicht zur
Verfügung steht.

(8) In der Taxe sollten 2 Rückhalteeinrichtungen
für die Beförderung von Kindern der
Gewichtsklassen I, II und III im Sinne der
Nummer 2.1.1 der ECE-Regelung Nr. 44
(Kindersitze) vorhanden sein, wobei minde-
stens für ein Kind eine Sicherung mit einer
Rückhalteeinrichtung der Gewichtsklasse I
möglich sein muß.

(9) In der Taxe ist ein aktueller Stadtplan, der
nicht älter als 2 Jahre sein darf, mitzuführen.

§ 6 Mitführen und Kenntnis
dieser Verordnung

zuletzt geändert durch Verordnung
vom 30.10.2003 (Ddf. Amtsblatt Nr. 46
vom 15.11.2003); In-Kraft-Treten: 16.12.2004.

(1) Die Taxiunternehmerinnen und -unterneh-
mer sind verpflichtet, ihr Fahrpersonal bei
Einstellung und danach mindestens einmal
im Jahr über die Pflichten des Fahrzeug-

führers bzw. der Fahrzeugführerin nach dem
Personenbeförderungsgesetz, der Verord-
nung über den Betrieb von Kraftfahrunter-
nehmen im Personenverkehr (BOKraft), die-
ser Verordnung, der Taxentarifordnung und
die Fahrzeugausstattung und -bedienung zu
belehren. Die Belehrung ist von den Taxiun-
ternehmerinnen und -unternehmern mit
schriftlicher Bestätigung des Fahrpersonals
aktenkundig zu machen. Dieser Nachweis ist
auf Verlangen der Genehmigungsbehörde
vorzulegen.

(2) Die Fahrzeugführerin oder der Fahrzeug-
führer hat den Text dieser Verordnung in der
jeweils gültigen Fassung mitzuführen.
Fahrgästen ist auf Verlangen Einsicht zu
gewähren.

§ 7 Ordnungswidrigkeiten

zuletzt geändert durch Verordnung
vom 30.11.2011 (Ddf. Amtsblatt Nr. 50
vom 16.12.2011); In-Kraft-Treten: 17.01.2012.

Ordnungswidrig handelt,
wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 2 Abs. 2 der Genehmi-
gungsbehörde nicht innerhalb von zwei
Wochen unter Vorlage von Genehmi-
gungsurkunde und Auszug aus der
Genehmigungsurkunde Änderungen
von Wohn- und/ oder Betriebssitz
meldet,

2. entgegen § 2 Abs. 3 Taxen an anderen
Stellen als den behördlich zugelassenen
Stellen bereithält,

3. entgegen § 2 Abs. 4 den Anordnungen
der Behörde über das Bereitstellen an
bestimmten Punkten oder zu bestimm-
ten Zeiten oder der Aufnahme der Fahr-
gäste nicht nachkommt,

4. entgegen § 3 Abs. 3 der Aufforderung
der Genehmigungsbehörde zur Aufstel-
lung eines Dienstplanes nicht nach-
kommt,

5. entgegen § 3 Abs. 4 die Genehmigungs-
behörde nicht unverzüglich darüber
informiert, dass eine Taxe abweichend
vom Dienstplan nicht bereitgehalten
werden kann,

6. entgegen § 3 Abs. 5 einen aufgestellten
Dienstplan nicht einhält

7. entgegen § 4 Abs. 1 eine nicht dienstbe-
reite Taxe auf einen Taxenstandplatz
stellt, die Taxe nicht in der Reihenfolge
der Ankunft aufstellt, Lücken nicht
durch sofortiges Nachrücken schließt,
oder die Taxe nicht so aufstellt, dass
Fahrgäste ungehindert ein- oder aus-
steigen können,

8. entgegen § 4 Abs. 2 sich ohne zwingen-
den Grund von seiner auf einem Taxen-
standplatz stehenden Taxe entfernt, wer
keine andere Fahrzeugführerin oder kei-
nen anderen Fahrzeugführer mit der
Beaufsichtigung der Taxe beauftragt
oder wer die Fahrerin / den Fahrer der
am Anfang des Taxenstandplatzes ste-
henden Taxe mit der Beaufsichtigung
beauftragt oder wer als Beauftragter
nicht seiner Verpflichtung zum soforti-
gen Nachrücken nachkommt,

9. entgegen § 4 Abs. 3 dem Fahrgast nicht
die freie Wahl der Taxe ermöglicht und
die Beförderung verweigert oder der
Taxe, die der Fahrgast gewählt hat,
nicht die Möglichkeit zum Antritt der
Fahrt gibt, soweit es die örtlichen Ver-
hältnisse gestatten,

10. entgegen § 4 Abs. 5 an Halteplätzen,
insbesondere zur Nachtzeit und in
Wohngebieten, ruhestörenden Lärm
verursacht,

11. entgegen § 4 Abs. 6 an Halteplätzen die
Taxe repariert oder wäscht,

12. entgegen § 5 Abs. 1 den Wünschen der
Fahrgäste, insbesondere hinsichtlich der
freien Platzwahl, dem Öffnen und
Schließen der Fenster, des Schiebe-
daches oder des Ausstelldaches, nicht
Folge leistet,

13. entgegen § 5 Abs. 2 den Fahrgast nicht
unter Benutzung der kürzesten Weg-
strecke zu dem von ihm gewünschten
Fahrziel befördert oder ein anderes
Fahrziel ansteuert oder versucht, den
Fahrgast durch Überreden zur Wahl
eines anderen Fahrzieles zu bewegen,

14. entgegen § 5 Abs. 3 dem Fahrgast nicht
beim Ein- und Aussteigen und beim Ein-
und Ausladen des Gepäcks behilflich ist
und hilfsbedürftigen Fahrgästen keine
weitere Hilfe gewährt, insbesondere das
Tragen von Gepäckstücken verweigert,

15. entgegen § 5 Abs. 4 ohne Zustimmung
des Fahrgastes mehrere Beförderungs-
aufträge zur selben Zeit durchführt oder
während der Fahrgastbeförderung
andere Geschäfte erledigt,

16. entgegen § 5 Abs. 5 unentgeltlich dritte
Personen oder in der Obhut der Fahr-
zeugführerin/ des Fahrzeugführers
befindliche Tiere befördert,

17. entgegen § 5 Abs. 6 Fahrgäste anlockt
und anspricht, um einen Fahrauftrag zu
erhalten,

18. entgegen § 5 Abs. 7 nicht jederzeit
50,00 EUR wechseln kann,

19. entgegen § 5 Abs. 9 in der Taxe keinen
Düsseldorfer Stadtplan mitführt oder
einen Stadtplan mitführt, der älter als
zwei Jahre ist,

20. entgegen § 6 Abs. 1 das Fahrpersonal
nicht belehrt oder der Genehmigungs-
behörde hierüber keinen Nachweis vor-
legen kann,

21. entgegen § 6 Abs. 2 den Text dieser
Verordnung in der jeweils gültigen Fas-
sung nicht mitführt oder Fahrgästen
keine Einsicht gewährt.

(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 kön-
nen nach § 61 Abs. 1 Nr. 4 PBefG mit einer
Geldbuße geahndet werden, soweit sie
nicht nach anderen Vorschriften mit Strafe
bedroht sind.

§ 8 In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem
Tag ihrer Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt
die Verordnung über den Verkehr mit Kraft-
droschken in der Landeshauptstadt Düsseldorf
(Droschkenordnung) vom 1. April 1975 außer
Kraft.
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Sprechstunden des Seniorenrats
Einige Mitglieder des Seniorenrats laden im Dezember wieder zu Sprechstunden ein und stehen
dann älteren Mitbürgerinnen und Mitbürgern mit Rat und Auskunft zur Verfügung. Bitte beachten
Sie, dass diese Sprechstunden zurzeit zum Teil nur telefonisch abgehalten werden können:

Stadtbezirk 1
(Altstadt, Carlstadt, Stadtmitte, Pempelfort,
Derendorf, Golzheim)
Montag, 2. Dezember, 15 bis 16.30 Uhr,
im „zentrum plus“/Deutsches Rotes Kreuz
in Derendorf-Nord, Blumenthalstraße 2,
mit Lothar Jansen und Norbert Zeitz.

Stadtbezirk 2
(Düsseltal, Flingern)
Mittwoch, 4. Dezember, 14 bis 15 Uhr,
sind Mathias Thomes unter 58675929 und
Elke Wackernagel unter 0173 7036273
telefonisch erreichbar.

Stadtbezirk 3
(Oberbilk, Friedrichstadt, Bilk, Unterbilk,
Hafen, Hamm, Volmerswerth, Flehe)
– Keine Sprechstunde –

Stadtbezirk 4
(Oberkassel, Niederkassel, Lörick, Heerdt)
Mittwoch, 18. Dezember, 15 bis 16 Uhr,
im „zentrum plus“/Diakonie in Oberkassel,
Gemünder Straße 5, mit Christina Hirtham-
mer-Schmidt-Bleibtreu.

Christina Hirthammer-Schmidt-Bleibtreu ist
unter 0152 59735194 oder hirthammer-
seniorenrat@web.de und Achim Hüren unter
0151 70263241 oder karlachim@hueren.de
erreichbar.

Stadtbezirk 5
(Stockum, Lohausen, Kaiserswerth, Wittlaer,
Kalkum, Angermund)
– Keine Sprechstunde –

Stadtbezirk 6
(Lichtenbroich, Unterrath, Rath,
Mörsenbroich)
– Keine Sprechstunde –

Stadtbezirk 7
(Gerresheim, Grafenberg, Ludenberg,
Hubbelrath, Knittkuhl)
– Keine Sprechstunde –

Außerhalb der Sprechstunden sind Ingrid Boss
telefonisch unter 684840 und per Mail
ingrid.boss@duesseldorf.de und
Dr. Michael Lorrain telefonisch unter 6912372
erreichbar.

Stadtbezirk 8
(Lierenfeld, Eller, Vennhausen, Unterbach)
Dienstag, 10. Dezember, 9 bis 10 Uhr,
im Rathaus Eller, Gertrudisplatz 8,
mit Marie-Luise Burbach.

Stadtbezirk 9
(Wersten, Himmelgeist, Itter, Holthausen,
Reisholz, Hassels, Benrath, Urdenbach)
Donnerstag, 5. Dezember, ab 10.30 Uhr,
„zentrum plus“/Diakonie in Benrath,
Calvinstraße 14, mit Ines Hümmerich und
Willi Mohrs. Telefonisch 9963931.

Donnerstag, 12. Dezember, ab 10.30 Uhr,
„zentrum plus“/Arbeiter-Samariter-Bund in
Holthausen, Henkelstraße 15, mit Ines Hüm-
merich und Willi Mohrs. Telefonisch erreich-
bar unter 9303144.

Außerhalb der Sprechstunden ist Ines
Hümmerich unter 01722662261 und Willi
Mohrs unter 01704835928 telefonisch
erreichbar.

Stadtbezirk 10 (Garath, Hellerhof)
Dienstag, 17. Dezember, 14 bis 16 Uhr,
im „zentrum plus“/Diakonie in Garath,
Fritz-Erler-Straße 21, zumWaffelnachmittag
mit Ingrid Frunzke und Jürgen Kloft.

Außerhalb der Sprechstunden sind Ingrid
Frunzke telefonisch unter 0160 91683079
oder i_frunzke@t-online.de und Jürgen Kloft
unter 01706560584 oder
kloft_getraenkeflitzer@web.de erreichbar.

Haupt- und Finanzausschuss
Montag, 2. Dezember, 15 Uhr
Rathaus, Plenarsaal, Marktplatz 2,
1. Etage
Schriftführerin: Claudia Preuss,
Tel: 89-99890

Ausschuss für Gleichstellung
Dienstag, 3. Dezember, 16 Uhr
Rathaus, Sitzungsaal, Marktplatz 2
Schriftführerin: Deborah Platz,
Tel: 89-93602

Bezirksvertretung 10
Dienstag, 3. Dezember, 17 Uhr
Sitzungssaal im Kulturhaus Süd/
Freizeitstätte Garath, Fritz-Erler-Straße 21
Schriftführerin: Regina Henning,
Tel: 89-97127

Bezirksvertretung 5
Dienstag, 3. Dezember, 17 Uhr
Kaiserswerther Rathaus,
Kaiserswerther Markt 23, Sitzungssaal
Schriftführer: Günter Gläser,
Tel: 89-93019

Integrationsrat
Mittwoch, 4. Dezember, 16 Uhr
Rathaus, Sitzungssaal, Marktplatz 2
Schriftführer: Ahmad Ziar Samimi,
Tel: 89-22312

Bezirksvertretung 6
Mittwoch, 4. Dezember, 17 Uhr
Bezirksvertretung 6, Sitzungssaal, 1. OG,
Münsterstraße 519
Schriftführerin: Vivien Blömer,
Tel: 89-98311

Anregungs- und Beschwerdeausschuss
Donnerstag, 5. Dezember, 16 Uhr
Rathaus, Plenarsaal, Marktplatz 2,
1. Etage
Schriftführerin: Beate Kammler,
Tel: 8995610

Ausschuss für Digitalisierung,
Personal und Organisation
Donnerstag, 5. Dezember, 16 Uhr
Rathaus, Sitzungssaal, Marktplatz 2,
1. Etage
Schriftführerin: Monika Schmoldt,
Tel: 89-95729

Bezirksvertretung 1
Freitag, 6. Dezember, 14 Uhr
Rathaus, Sitzungssaal, Marktplatz 2,
1. Etage
Schriftführer: Leo Mäulen,
Tel: 89-96026

Bezirksvertretung 9
Freitag, 6. Dezember, 16 Uhr
Bürgerhaus Benrath, Telleringstraße 56
Schriftführerin: Regina Henning,
Tel: 89-97127

Öffentliche Sitzungen
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3. Änderung der Entgeltordnung für die Entleerung, Reinigung und Kontrolle
von Fettabscheideranlagen zum Schutz der öffentlichen Abwasserbeseitigung
in der Landeshauptstadt Düsseldorf vom 16.12.2010
Der Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf hat am 21. November 2024 aufgrund des § 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S.666/SGV NRW 2023) folgende 3. Änderung der Entgeltordnung vom 16.12.2010
beschlossen:

Artikel 1

Die Entgeltordnung für die Entleerung, Reini-
gung und Kontrolle von Fettabscheideranlagen
zum Schutz der öffentlichen Abwasserbeseiti-
gung in der Landeshauptstadt Düsseldorf vom
16.12.2010 (Düsseldorfer Amtsblatt Nr. 51/52
vom 25.12.2010), zuletzt geändert durch Ände-
rung vom 23.06.2022 (Düsseldorfer Amtsblatt
Nr. 26/27 vom 09.07.2022), wird wie folgt
geändert:

§ 2 erhält folgende Neufassung:

§ 2 Entgelte und Maßstäbe
(netto ohne Umsatzsteuer)

1. Das Entgelt beträgt je Entleerung und Reini-
gung und Kontrolle eines Fettabscheiders
mit Schlammfang für

– die ersten 1000 Liter im Grundtarif
124,00 €

– über 1000 Liter für jede weitere
angefangene 1000 Liter zusätzlich
108,00 €

2. Zuschlagsätze für Sonderreinigungen

Diese Zuschlagsätze für Sonderreinigungen
werden im Zeitraum von 14:00 Uhr –
5:00 Uhr und an Wochenenden und Feier-
tagen zusätzlich berechnet.

– Lohnkosten/Stundensatz
56,00 €

– Fettabscheider-KFZ/Stundensatz
61,50 €

3. Das Entgelt für die Entleerung, Reinigung
und Kontrolle von Fettabscheideranlagen in
der Landeshauptstadt Düsseldorf versteht
sich zuzüglich der zum Leistungszeitpunkt
gesetzlich gültigen Umsatzsteuer.

Artikel 2

Die Änderungen der Entgeltordnung für die Ent-
leerung, Reinigung und Kontrolle von Fett-
abscheideranlagen zum Schutz der öffentlichen
Abwasserbeseitigung in der Landeshauptstadt
Düsseldorf treten am 01.01.2025 in Kraft.

Bekanntmachungs-
anordnung
Die vom Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf
am 21. November 2024 beschlossene 3. Ände-
rung der Entgeltordnung für die Entleerung,
Reinigung und Kontrolle von Fettabscheider-
anlagen zum Schutz der öffentlichen Abwasser-
beseitigung in der Landeshauptstadt Düsseldorf
vom 16.12.2010 wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung
von Verfahrens- und Formvorschriften der
Gemeindeordnung NRW beim Zustandekom-
men dieser 3. Änderung der Entgeltordnung für

die Entleerung, Reinigung und Kontrolle von
Fettabscheideranlagen zum Schutz der öffent-
lichen Abwasserbeseitigung in der Landes-
hauptstadt Düsseldorf vom 16.12.2010 nach
Ablauf von 6 Monaten seit ihrer Verkündung
(öffentliche Bekanntmachung) nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn,

1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah-
ren wurde nicht durchgeführt,

2. diese 3. Änderung der Entgeltordnung für
die Entleerung, Reinigung und Kontrolle von
Fettabscheideranlagen zum Schutz der
öffentlichen Abwasserbeseitigung in der
Landeshauptstadt Düsseldorf vom
16.12.2010 ist nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekannt gemacht worden,

3. der Oberbürgermeister hat den Rats-
beschluss vorher beanstandet,

oder

4. der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Stadt Düsseldorf vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.

Düsseldorf, den 21.11.2024

(Dr. Stephan Keller)
Oberbürgermeister

Kraftloserklärung
Der am 27.01.2023 ausgehändigte Auszug aus
der Genehmigungsurkunde für den Gelegen-
heitsverkehr mit Mietwagen mit der Ordnungs-
nummer 1940 ausgestellt auf Kornel Miklos
Götz,Münstertraße 330, 40470 Düsseldorf,
gültig bis 20.01.2028, wird gemäß § 17 Abs. 5
des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom
08.08.1990 (BGBI.I S. 1690) in der jeweils gel-
tenden Fassung für kraftlos erklärt.

Eine Zweitschrift des Auszuges aus der Geneh-
migungsurkunde wurde ausgestellt.

Landeshauptstadt Düsseldorf
Der Oberbürgermeister
– Amt für Einwohnerwesen –

Kraftloserklärung
Der am 22.11.2022 ausgehändigte Auszug aus
der Genehmigungsurkunde für den Gelegen-
heitsverkehr mit Mietwagen mit der Ordnungs-
nummer 1639 ausgestellt auf ProVita Kranken-
fahrdienst Düsseldorf GmbH,Münster-
straße 497, 40472 Düsseldorf, gültig bis
24.11.2027, wird gemäß § 17 Abs. 5 des Perso-
nenbeförderungsgesetzes (PBefG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 08.08.1990
(BGBI.I S. 1690) in der jeweils geltenden
Fassung für kraftlos erklärt.

Eine Zweitschrift des Auszuges aus der Geneh-
migungsurkunde wurde nicht ausgestellt.

Landeshauptstadt Düsseldorf
Der Oberbürgermeister
– Amt für Einwohnerwesen –
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Senioren
Vormittag

60+

Düsseldorf
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Hier können Sie unter anderem
• Ausweise beantragen 
• Melde- oder Lebensbescheinigungen 
 ausstellen lassen 
• Schwerbehinderten- oder Bewohnerparkausweise 
 beantragen 
• Ihren Wohnsitz an- oder ummelden
• alle Dienstleistungen der Bürgerbüros 
 in Anspruch nehmen.

Keine vorherige Terminvereinbarung nötig, es kann 
gegebenenfalls zu Wartezeiten kommen.

Senioren-Vormittag im Bürgerbüro
Angebot für Menschen 60 +

18. April – Eller
27. Juni – Garath

26. Sept. – Wersten/ 
Holthausen

24. Okt. – Bilk
14. Nov. – Rath

5. Dez. – Gerresheim

Termine  
2024

jeweils 
donnerstags  
8 bis 12 Uhr

48 / 1 2. Nachlieferung Tagesordnung Rat

veröffentlicht am 20. November 2024

https://www.duesseldorf.de/
bekanntmachungen.html#c175730

48 / 2 Ordnungsbehördliche Verordnung
über die Entfristung von Natur-
schutzgebietsfestsetzungen im
Regierungsbezirk Düsseldorf

veröffentlicht am 30. November 2024

https://www.duesseldorf.de/
bekanntmachungen.html#c175806

48 / 3 Satzung zur Aufhebung der Sat-
zung über die Erhebung der Wett-
bürosteuer in der Landeshaupt-
stadt Düsseldorf
(Aufhebungssatzung)

veröffentlicht am 30. November 2024

https://www.duesseldorf.de/
bekanntmachungen.html#c175807

Bekanntmachungen durch Bereitstellung
auf der städtischen Internetpräsenz
gemäß § 9 der Hauptsatzung
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Der Jahresabschluss und der Lagebericht
liegen im Verwaltungsgebäude der IDR AG
Düsseldorf-Reisholz, Henkelstraße 164,
zur Einsichtnahme aus.

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der IDR Nord
Eins GmbH & Co. KG – bestehend aus der
Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der
Gewinn- und Verlustrechnung für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2023 sowie dem Anhang, einschließlich der
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir
den Lagebericht für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

– entspricht der beigefügte Jahresabschluss
in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Personenhandelsgesellschaften
i.S.d. § 264 a HGB geltenden handelsrecht-
lichen Vorschriften und vermittelt unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens- und Finanzlage der Gesell-
schaft zum 31. Dezember 2023 sowie ihrer
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom
1.Januar bis zum 31. Dezember 2023 und

– vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, entspricht den deutschen
gesetzlichen Vorschriften und stellt die
Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir,
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts in Übereinstim-
mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestell-
ten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verant-
wortung nach diesen Vorschriften und Grund-
sätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des
Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts“ unseres
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrie-
ben. Wir sind von dem Unternehmen unabhän-
gig in Übereinstimmung mit den deutschen han-
delsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschrif-
ten und haben unsere sonstigen deutschen

Jahresabschluss zum 31.12.2023
IDR Nord Eins GmbH & Co. KG
Die Gesellschafterversammlung der IDR Nord Eins GmbH & Co. KG hat den Jahresabschluss zum 31.12.2023 am 18. September 2024 festgestellt.

Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen
Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung,
dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise
ausreichend und geeignet sind, um als Grundla-
ge für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen
Vertreter und des Aufsichtsrats für den
Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gelten-
den handelsrechtlichen Vorschriften in allen
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür,
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jah-
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund
von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen
der Rechnungslegung und Vermögensschädi-
gungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich,
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig,
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei-
ten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres-
abschluss in Einklang steht, den deutschen
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetz-
lichen Vertreter verantwortlich für die Vorkeh-
rungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als
notwendig erachtet haben, um die Aufstellung
eines Lage-berichts in Übereinstimmung mit
den anzuwendenden deutschen gesetzlichen
Vorschriften zu ermöglichen, und um ausrei-
chende geeignete Nachweise für die Aussagen
im Lagebericht erbringen zu können.

Die Geschäftsführung ist verantwortlich für die
Überwachung des Rechnungslegungsprozesses
der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers
für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen
Vorschriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahres-
abschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter
Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-
gen können aus dolosen Handlungen oder Irr-
tümern resultieren und werden als wesentlich
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes
Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus:

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken
wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufgrund
von dolosen Handlungen oder Irrtümern,
planen und führen Prüfungshandlungen als
Reaktion auf diese Risiken durch sowie
erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage
für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resul-
tierende wesentliche falsche Darstellungen
nicht aufgedeckt werden, ist höher als das
Risiko, dass aus Irrtümern resultierende
wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, da dolose Handlungen
kollusives Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-
rende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten kön-
nen;

– gewinnen wir ein Verständnis von dem für
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die
Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
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Jahresabschluss zum 31.12.2023
IDR Nord Zwei GmbH & Co. KG
Die Gesellschafterversammlung der IDR Nord Zwei GmbH & Co. KG hat den Jahresabschluss zum 31.12.2023 am 18. September 2024 festgestellt.

handlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben;

– beurteilen wir die Angemessenheit der von
den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und
damit zusammenhängenden Angaben;

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der
Grundlage der erlangten Prüfungsnachwei-
se, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame Zweifel
an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen kann. Falls wir zu dem Schluss kommen,
dass eine wesentliche Unsicherheit besteht,
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsver-
merk auf die dazugehörigen Angaben im
Jahresabschluss und im Lagebericht auf-
merksam zu machen oder, falls diese Anga-
ben unangemessen sind, unser jeweiliges
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen
unsere Schlussfolgerungen auf der Grund-
lage der bis zum Datum unseres Bestäti-

gungsvermerks erlangten Prüfungsnach-
weise. Zukünftige Ereignisse oder Gegeben-
heiten können jedoch dazu führen, dass die
Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit
nicht mehr fortführen kann;

– beurteilen wir Darstellung, Aufbau und
Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jah-
resabschluss die zugrunde liegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft vermittelt;

– beurteilen wir den Einklang des Lage-
berichts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm
vermittelte Bild von der Lage des Unter-
nehmens;

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von
den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lage-
bericht durch. Auf Basis ausreichender
geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen
wir dabei insbesondere die den zukunfts-
orientierten Angaben von den gesetzlichen
Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen
Annahmen nach und beurteilen die sach-
gerechte Ableitung der zukunftsorientierten
Angaben aus diesen Annahmen.

Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den
zukunftsorientierten Angaben sowie zu den
zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht
ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares
Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von
den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver-
antwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-
lich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen
Kontrollsystem, die wir während unserer Prü-
fung feststellen.

Düsseldorf, 24. September 2024

IDR Nord Eins GmbH & Co. KG

Die Geschäftsführer
Manfred Kornfeld
Ekkehard Vinçon

Der Jahresabschluss und der Lagebericht
liegen im Verwaltungsgebäude der IDR AG
Düsseldorf-Reisholz, Henkelstraße 164,
zur Einsichtnahme aus.

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der IDR Nord
Zwei GmbH & Co. KG – bestehend aus der
Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der
Gewinn- und Verlustrechnung für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2023 sowie dem Anhang, einschließlich der
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir
den Lagebericht für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

– entspricht der beigefügte Jahresabschluss
in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Personalhandelsgesellschaften
i.S.d. § 264a geltenden handelsrechtlichen
Vorschriften und vermittelt unter Beachtung
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-

nissen entsprechendes Bild der Vermögens-
und Finanzlage der Gesellschaft zum
31. Dezember 2023 sowie ihrer Ertragslage
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum
31. Dezember 2023 und

– vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, entspricht den deutschen
gesetzlichen Vorschriften und stellt die
Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir,
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist

im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver-
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim-
mung mit den deutschen handelsrechtlichen
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen
Vertreter und des Aufsichtsrats für den
Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gelten-
den handelsrechtlichen Vorschriften in allen
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür,
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner
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sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jah-
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund
von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen
der Rechnungslegung und Vermögensschädi-
gungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich,
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig,
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei-
ten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres-
abschluss in Einklang steht, den deutschen
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetz-
lichen Vertreter verantwortlich für die Vorkeh-
rungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als
notwendig erachtet haben, um die Aufstellung
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den
anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vor-
schriften zu ermöglichen, und um ausreichende
geeignete Nachweise für die Aussagen im
Lagebericht erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über-
wachung des Rechnungslegungsprozesses der
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers
für die Prüfung des Jahresabschlusses und
des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen
Vorschriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk
zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jah-
resabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter
Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-

prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-
gen können aus dolosen Handlungen oder Irr-
tümern resultieren und werden als wesentlich
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes
Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus:

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken
wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufgrund
von dolosen Handlungen oder Irrtümern,
planen und führen Prüfungshandlungen als
Reaktion auf diese Risiken durch sowie
erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage
für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resul-
tierende wesentliche falsche Darstellungen
nicht aufgedeckt werden, ist höher als das
Risiko, dass aus Irrtümern resultierende
wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, da dolose Handlungen
kollusives Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-
rende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten kön-
nen;

– gewinnen wir ein Verständnis von dem für
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die
Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben;

– beurteilen wir die Angemessenheit der von
den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und
damit zusammenhängenden Angaben;

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der
Grundlage der erlangten Prüfungsnach-
weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame Zweifel
an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen kann. Falls wir zu dem Schluss kommen,
dass eine wesentliche Unsicherheit besteht,
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsver-
merk auf die dazugehörigen Angaben im
Jahresabschluss und im Lagebericht auf-
merksam zu machen oder, falls diese Anga-

ben unangemessen sind, unser jeweiliges
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen
unsere Schlussfolgerungen auf der Grundla-
ge der bis zum Datum unseres Bestätigungs-
vermerks erlangten Prüfungsnachweise.
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten
können jedoch dazu führen, dass die Gesell-
schaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht
mehr fortführen kann;

– beurteilen wir Darstellung, Aufbau und
Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jah-
resabschluss die zugrunde liegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft vermittelt;

– beurteilen wir den Einklang des Lagebe-
richts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm ver-
mittelte Bild von der Lage des Unterneh-
mens;

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von
den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lagebe-
richt durch. Auf Basis ausreichender geeig-
neter Prüfungsnachweise vollziehen wir
dabei insbesondere die den zukunftsorien-
tierten Angaben von den gesetzlichen Ver-
tretern zugrunde gelegten bedeutsamen
Annahmen nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientierten
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsori-
entierten Angaben sowie zu den zugrunde
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es
besteht ein erhebliches unvermeidbares
Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich
von den zukunftsorientierten Angaben
abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver-
antwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-
lich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen
Kontrollsystem, die wir während unserer
Prüfung feststellen.

Düsseldorf, 24. September 2024

IDR Nord Zwei GmbH & Co. KG

Die Geschäftsführer
Manfred Kornfeld
Ekkehard Vinçon.
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Der Jahresabschluss und der Lagebericht
liegen im Verwaltungsgebäude der IDR AG
Düsseldorf-Reisholz, Henkelstraße 164,
zur Einsichtnahme aus.

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der IDR Nord
Drei GmbH & Co. KG – bestehend aus der
Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der
Gewinn- und Verlustrechnung für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2023 sowie dem Anhang, einschließlich der
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir
den Lagebericht für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

– entspricht der beigefügte Jahresabschluss
in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Personenhandelsgesellschaften
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften
und vermittelt unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens- und
Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezem-
ber 2023 sowie ihrer Ertragslage für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum
31. Dezember 2023 und

– vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, entspricht den deutschen
gesetzlichen Vorschriften und stellt die
Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir,
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist
im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver-
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim-
mung mit den deutschen handelsrechtlichen
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben

Jahresabschluss zum 31.12.2023
IDR Nord Drei GmbH & Co. KG
Die Gesellschafterversammlung der IDR Nord Drei GmbH & Co. KG hat den Jahresabschluss zum 31.12.2023 am 18. September 2024 festgestellt.

unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen
Vertreter und des Aufsichtsrats für den
Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gelten-
den handelsrechtlichen Vorschriften in allen
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür,
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jah-
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund
von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen
der Rechnungslegung und Vermögensschädi-
gungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich,
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig,
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei-
ten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres-
abschluss in Einklang steht, den deutschen
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt.

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen
(Systeme), die sie als notwendig erachtet
haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in
Übereinstimmung mit den anzuwendenden
deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nach-
weise für die Aussagen im Lagebericht erbrin-
gen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über-
wachung des Rechnungslegungsprozesses der
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers
für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen
Vorschriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk
zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jah-
resabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter
Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-
gen können aus dolosen Handlungen oder Irrtü-
mern resultieren und werden als wesentlich
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes
Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus:

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken
wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufgrund
von dolosen Handlungen oder Irrtümern,
planen und führen Prüfungshandlungen als
Reaktion auf diese Risiken durch sowie
erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage
für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resul-
tierende wesentliche falsche Darstellungen
nicht aufgedeckt werden, ist höher als das
Risiko, dass aus Irrtümern resultierende
wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, da dolose Handlungen kol-
lusives Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-
rende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten kön-
nen;
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– gewinnen wir ein Verständnis von dem für
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die
Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben;

– beurteilen wir die Angemessenheit der von
den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und
damit zusammenhängenden Angaben;

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der
Grundlage der erlangten Prüfungsnach-
weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame Zweifel
an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen kann. Falls wir zu dem Schluss kommen,
dass eine wesentliche Unsicherheit besteht,
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsver-
merk auf die dazugehörigen Angaben im
Jahresabschluss und im Lagebericht auf-

merksam zu machen oder, falls diese An-
gaben unangemessen sind, unser jeweiliges
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen
unsere Schlussfolgerungen auf der Grund-
lage der bis zum Datum unseres Bestäti-
gungsvermerks erlangten Prüfungsnachwei-
se. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenhei-
ten können jedoch dazu führen, dass die
Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit
nicht mehr fortführen kann;

– beurteilen wir Darstellung, Aufbau und
Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jah-
resabschluss die zugrunde liegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft vermittelt;

– beurteilen wir den Einklang des Lagebe-
richts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm
vermittelte Bild von der Lage des Unter-
nehmens;

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von
den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lage-
bericht durch. Auf Basis ausreichender
geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen

wir dabei insbesondere die den zukunfts-
orientierten Angaben von den gesetzlichen
Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen
Annahmen nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientierten
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunfts-
orientierten Angaben sowie zu den zugrun-
de liegenden Annahmen geben wir nicht ab.
Es besteht ein erhebliches unvermeidbares
Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich
von den zukunftsorientierten Angaben
abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver-
antwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-
lich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen
Kontrollsystem, die wir während unserer
Prüfung feststellen.

Düsseldorf, 24. September 2024

IDR Nord Drei GmbH & Co. KG

Die Geschäftsführer
Manfred Kornfeld
Ekkehard Vinçon.

Jahresabschluss zum 31.12.2023
IDR Schloss Eller GmbH & Co. KG
Die Gesellschafterversammlung der IDR Schloss Eller GmbH & Co. KG hat den Jahresabschluss zum 31.12.2023 am 18. September 2024 festgestellt.

Der Jahresabschluss und der Lagebericht
liegen im Verwaltungsgebäude der IDR AG
Düsseldorf-Reisholz, Henkelstraße 164,
zur Einsichtnahme aus.

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der
IDR Schloss Eller GmbH & Co. KG – beste-
hend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2023
und der Gewinn- und Verlustrechnung für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2023 sowie dem Anhang, einschließlich der
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir
den Lagebericht für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

– entspricht der beigefügte Jahresabschluss
in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Personenhandelsgesellschaften
i.S.d. § 264a HGB geltenden handelsrechtli-
chen Vorschriften und vermittelt unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-

lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens- und Finanzlage der Gesell-
schaft zum 31. Dezember 2023 sowie ihrer
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 und

– vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, entspricht den deutschen
gesetzlichen Vorschriften und stellt die
Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir,
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verant-
wortung nach diesen Vorschriften und Grund-

sätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des
Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts“ unseres
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrie-
ben. Wir sind von dem Unternehmen unabhän-
gig in Übereinstimmung mit den deutschen han-
delsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschrif-
ten und haben unsere sonstigen deutschen
Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen
Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung,
dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise
ausreichend und geeignet sind, um als Grund-
lage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen
Vertreter und des Aufsichtsrats für den
Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gelten-
den handelsrechtlichen Vorschriften in allen
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür,
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner
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sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jah-
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund
von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen
der Rechnungslegung und Vermögensschädi-
gungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich,
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig,
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei-
ten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss in Einklang steht, den deutschen gesetz-
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Ver-
treter verantwortlich für die Vorkehrungen und
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lage-
berichts in Übereinstimmung mit den anzuwen-
denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu
ermöglichen, und um ausreichende geeignete
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht
erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über-
wachung des Rechnungslegungsprozesses der
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers
für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen
Vorschriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk
zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jah-
resabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter
Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche
Darstellung stets aufdeckt.

Falsche Darstellungen können aus dolosen
Handlungen oder Irrtümern resultieren und wer-
den als wesentlich angesehen, wenn vernünfti-
gerweise erwartet werden könnte, dass sie ein-
zeln oder insgesamt die auf der Grundlage die-
ses Jahresabschlusses und Lageberichts getrof-
fenen wirtschaftlichen Entscheidungen von
Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes
Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus:

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken
wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufgrund
von dolosen Handlungen oder Irrtümern,
planen und führen Prüfungshandlungen als
Reaktion auf diese Risiken durch sowie
erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage
für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resul-
tierende wesentliche falsche Darstellungen
nicht aufgedeckt werden, ist höher als das
Risiko, dass aus Irrtümern resultierende
wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, da dolose Handlungen
kollusives Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-
rende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten kön-
nen;

– gewinnen wir ein Verständnis von dem für
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die
Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben;

– beurteilen wir die Angemessenheit der von
den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und
damit zusammenhängenden Angaben;

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der
Grundlage der erlangten Prüfungsnach-
weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame Zweifel
an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen kann. Falls wir zu dem Schluss kommen,
dass eine wesentliche Unsicherheit besteht,
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsver-
merk auf die dazugehörigen Angaben im
Jahresabschluss und im Lagebericht auf-
merksam zu machen oder, falls diese Anga-
ben unangemessen sind, unser jeweiliges
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen
unsere Schlussfolgerungen auf der Grund-
lage der bis zum Datum unseres Bestäti-
gungsvermerks erlangten Prüfungsnach-

weise. Zukünftige Ereignisse oder Gegeben-
heiten können jedoch dazu führen, dass die
Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit
nicht mehr fortführen kann;

– beurteilen wir Darstellung, Aufbau und
Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jah-
resabschluss die zugrunde liegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft vermittelt;

– beurteilen wir den Einklang des Lagebe-
richts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm ver-
mittelte Bild von der Lage des Unterneh-
mens;

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von
den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lage-
bericht durch. Auf Basis ausreichender
geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen
wir dabei insbesondere die den zukunftsori-
entierten Angaben von den gesetzlichen
Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen
Annahmen nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientierten
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunfts-
orientierten Angaben sowie zu den zugrun-
de liegenden Annahmen geben wir nicht ab.
Es besteht ein erhebliches unvermeidbares
Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich
von den zukunftsorientierten Angaben
abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver-
antwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-
lich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen
Kontrollsystem, die wir während unserer
Prüfung feststellen.

Düsseldorf, den 24. September 2024

IDR Schloss Eller GmbH & Co. KG

Die Geschäftsführer
Manfred Kornfeld
Ekkehard Vinçon.
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Jahresabschluss zum 31.12.2023
IDR Sonstige Gewerbeimmobilien Eins GmbH & Co. KG
Die Gesellschafterversammlung der IDR Sonstige Gewerbeimmobilien Eins GmbH & Co. KG hat den Jahresabschluss
zum 31.12.2023 am 18. September 2024 festgestellt.

Der Jahresabschluss und der Lagebericht
liegen im Verwaltungsgebäude der IDR AG
Düsseldorf-Reisholz, Henkelstraße 164,
zur Einsichtnahme aus.

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der
IDR Sonstige Gewerbeimmobilien Eins
GmbH & Co. KG – bestehend aus der Bilanz
zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 sowie
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden –
geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebe-
richt für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis
zum 31. Dezember 2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

– entspricht der beigefügte Jahresabschluss in
allen wesentlichen Belangen den deutschen,
für Personenhandelsgesellschaften i.S.d.
§ 264a HGB geltenden handelsrechtlichen
Vorschriften und vermittelt unter Beachtung
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-
und Finanzlage der Gesellschaft zum
31. Dezember 2023 sowie ihrer Ertragslage
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum
31. Dezember 2023 und

– vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, entspricht den deutschen
gesetzlichen Vorschriften und stellt die
Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar. Gemäß § 322 Abs.
3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prü-
fung zu keinen Einwendungen gegen die
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses
und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist
im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver-
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim-
mung mit den deutschen handelsrechtlichen
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen

erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen
Vertreter und des Aufsichtsrats für den
Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gelten-
den handelsrechtlichen Vorschriften in allen
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür,
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jah-
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund
von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen
der Rechnungslegung und Vermögensschädi-
gungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich,
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig,
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei-
ten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss in Einklang steht, den deutschen gesetz-
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt.

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen
(Systeme), die sie als notwendig erachtet
haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in
Übereinstimmung mit den anzuwendenden
deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nach-
weise für die Aussagen im Lagebericht erbrin-
gen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über-
wachung des Rechnungslegungsprozesses der
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab-

schlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers
für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen
Vorschriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahres-
abschluss und zum Lagebericht beinhaltet.
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter
Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-
gen können aus dolosen Handlungen oder Irr-
tümern resultieren und werden als wesentlich
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes
Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus:

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken
wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufgrund
von dolosen Handlungen oder Irrtümern,
planen und führen Prüfungshandlungen als
Reaktion auf diese Risiken durch sowie
erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage
für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resul-
tierende wesentliche falsche Darstellungen
nicht aufgedeckt werden, ist höher als das
Risiko, dass aus Irrtümern resultierende
wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, da dolose Handlungen
kollusives Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-
rende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten kön-
nen;

– gewinnen wir ein Verständnis von dem für
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die
Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
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Jahresabschluss zum 31.12.2023
IDR Sonstige Gewerbeimmobilien Zwei GmbH & Co. KG
Die Gesellschafterversammlung der IDR Sonstige Gewerbeimmobilien Zwei GmbH & Co. KG hat den Jahresabschluss zum 31.12.2023
am 18. September 2024 festgestellt.

handlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben;

– beurteilen wir die Angemessenheit der von
den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und
damit zusammenhängenden Angaben;

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der
Grundlage der erlangten Prüfungsnach-
weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame Zweifel
an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen kann. Falls wir zu dem Schluss kommen,
dass eine wesentliche Unsicherheit besteht,
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsver-
merk auf die dazugehörigen Angaben im
Jahresabschluss und im Lagebericht auf-
merksam zu machen oder, falls diese An-
gaben unangemessen sind, unser jeweiliges
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen
unsere Schlussfolgerungen auf der Grundla-
ge der bis zum Datum unseres Bestätigungs-

vermerks erlangten Prüfungsnachweise.
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten
können jedoch dazu führen, dass die Gesell-
schaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht
mehr fortführen kann;

– beurteilen wir Darstellung, Aufbau und
Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jah-
resabschluss die zugrunde liegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt,
dass der Jahresabschluss unter Beachtung
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft
vermittelt;

– beurteilen wir den Einklang des Lagebe-
richts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm ver-
mittelte Bild von der Lage des Unterneh-
mens;

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von
den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lagebe-
richt durch. Auf Basis ausreichender geeig-
neter Prüfungsnachweise vollziehen wir
dabei insbesondere die den zukunftsorien-
tierten Angaben von den gesetzlichen Ver-
tretern zugrunde gelegten bedeutsamen
Annahmen nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientierten

Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsori-
entierten Angaben sowie zu den zugrunde
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es
besteht ein erhebliches unvermeidbares
Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich
von den zukunftsorientierten Angaben
abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver-
antwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-
lich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen
Kontrollsystem, die wir während unserer
Prüfung feststellen.

Düsseldorf, 24. September 2024

IDR Sonstige Gewerbeimmobilien Eins
GmbH & Co. KG

Die Geschäftsführer
Manfred Kornfeld
Ekkehard Vinçon

Der Jahresabschluss und der Lagebericht
liegen im Verwaltungsgebäude der IDR AG
Düsseldorf-Reisholz, Henkelstraße 164,
zur Einsichtnahme aus.

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der
IDR Sonstige Gewerbeimmobilien Zwei
GmbH & Co. KG – bestehend aus der Bilanz
zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 sowie
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden –
geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebe-
richt für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis
zum 31. Dezember 2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

– entspricht der beigefügte Jahresabschluss
in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Personalhandelsgesellschaften
i.S.d. § 264a HGB geltenden handelsrecht-
lichen Vorschriften und vermittelt unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens- und Finanzlage der Gesell-
schaft zum 31. Dezember 2023 sowie ihrer
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 und

– vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, entspricht den deutschen
gesetzlichen Vorschriften und stellt die
Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir,
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung

nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist
im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver-
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim-
mung mit den deutschen handelsrechtlichen
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen
Vertreter und des Aufsichtsrats für den
Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gelten-
den handelsrechtlichen Vorschriften in allen
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür,
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
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Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jah-
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund
von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen
der Rechnungslegung und Vermögensschädi-
gungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich,
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig,
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei-
ten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss in Einklang steht, den deutschen gesetz-
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt.

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen
(Systeme), die sie als notwendig erachtet
haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in
Übereinstimmung mit den anzuwendenden
deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nach-
weise für die Aussagen im Lagebericht erbrin-
gen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über-
wachung des Rechnungslegungsprozesses der
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers
für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen
Vorschriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk
zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jah-
resabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter
Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-

prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-
gen können aus dolosen Handlungen oder Irrtü-
mern resultieren und werden als wesentlich
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes
Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus:

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken
wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufgrund
von dolosen Handlungen oder Irrtümern,
planen und führen Prüfungshandlungen als
Reaktion auf diese Risiken durch sowie
erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage
für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resul-
tierende wesentliche falsche Darstellungen
nicht aufgedeckt werden, ist höher als das
Risiko, dass aus Irrtümern resultierende
wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, da dolose Handlungen
kollusives Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-
rende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten kön-
nen;

– gewinnen wir ein Verständnis von dem für
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die
Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben;

– beurteilen wir die Angemessenheit der von
den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und
damit zusammenhängenden Angaben;

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der
Grundlage der erlangten Prüfungsnach-
weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame Zweifel
an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen kann. Falls wir zu dem Schluss kommen,
dass eine wesentliche Unsicherheit besteht,
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsver-
merk auf die dazugehörigen Angaben im
Jahresabschluss und im Lagebericht auf-
merksam zu machen oder, falls diese An-
gaben unangemessen sind, unser jeweiliges
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen
unsere Schlussfolgerungen auf der Grund-

lage der bis zum Datum unseres Bestäti-
gungsvermerks erlangten Prüfungsnach-
weise. Zukünftige Ereignisse oder Gegeben-
heiten können jedoch dazu führen, dass die
Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit
nicht mehr fortführen kann;

– beurteilen wir Darstellung, Aufbau und
Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jah-
resabschluss die zugrunde liegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft vermittelt;

– beurteilen wir den Einklang des Lagebe-
richts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm
vermittelte Bild von der Lage des Unterneh-
mens;

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von
den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lagebe-
richt durch. Auf Basis ausreichender geeig-
neter Prüfungsnachweise vollziehen wir
dabei insbesondere die den zukunftsorien-
tierten Angaben von den gesetzlichen Ver-
tretern zugrunde gelegten bedeutsamen
Annahmen nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientierten
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunfts-
orientierten Angaben sowie zu den zu-
grunde liegenden Annahmen geben wir
nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse
wesentlich von den zukunftsorientierten
Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver-
antwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-
lich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen
Kontrollsystem, die wir während unserer
Prüfung feststellen.

Düsseldorf, 24. September 2024

IDR Sonstige Gewerbeimmobilien Zwei
GmbH & Co. KG

Die Geschäftsführer
Manfred Kornfeld
Ekkehard Vinçon
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Jahresabschluss zum 31.12.2023
IDR Sonstige Gewerbeimmobilien Drei GmbH & Co. KG
Die Gesellschafterversammlung der IDR Sonstige Gewerbeimmobilien Drei GmbH & Co. KG hat den Jahresabschluss zum 31.12.2023
am 18. September 2024 festgestellt.

Der Jahresabschluss und der Lagebericht
liegen im Verwaltungsgebäude der IDR AG
Düsseldorf-Reisholz, Henkelstraße 164,
zur Einsichtnahme aus.

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der
IDR Sonstige Gewerbeimmobilien Drei
GmbH & Co. KG – bestehend aus der Bilanz
zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 sowie
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden –
geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lage-
bericht für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis
zum 31. Dezember 2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

– entspricht der beigefügte Jahresabschluss
in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Personenhandelsgesellschaften
i.S.d. § 264a HGB geltenden handelsrecht-
lichen Vorschriften und vermittelt unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens- und Finanzlage der Gesell-
schaft zum 31. Dezember 2023 sowie ihrer
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 und

– vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, entspricht den deutschen
gesetzlichen Vorschriften und stellt die
Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir,
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist
im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver-
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim-
mung mit den deutschen handelsrechtlichen

und berufsrechtlichen Vorschriften und haben
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen
Vertreter und des Aufsichtsrats für den
Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gelten-
den handelsrechtlichen Vorschriften in allen
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür,
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jah-
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund
von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen
der Rechnungslegung und Vermögensschädi-
gungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich,
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig,
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei-
ten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss in Einklang steht, den deutschen gesetz-
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt.

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen
(Systeme), die sie als notwendig erachtet
haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in
Übereinstimmung mit den anzuwendenden
deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nach-
weise für die Aussagen im Lagebericht erbrin-
gen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über-
wachung des Rechnungslegungsprozesses der
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers
für die Prüfung des Jahresabschlusses und
des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen
Vorschriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahres-
abschluss und zum Lagebericht beinhaltet.
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter
Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-
gen können aus dolosen Handlungen oder Irr-
tümern resultieren und werden als wesentlich
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes
Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus:

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken
wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufgrund
von dolosen Handlungen oder Irrtümern,
planen und führen Prüfungshandlungen als
Reaktion auf diese Risiken durch sowie
erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage
für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resul-
tierende wesentliche falsche Darstellungen
nicht aufgedeckt werden, ist höher als das
Risiko, dass aus Irrtümern resultierende
wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, da dolose Handlungen
kollusives Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-
rende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten
können;
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– gewinnen wir ein Verständnis von dem für
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die
Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben;

– beurteilen wir die Angemessenheit der von
den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und
damit zusammenhängenden Angaben;

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der
Grundlage der erlangten Prüfungsnach-
weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame Zweifel
an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen kann. Falls wir zu dem Schluss kommen,
dass eine wesentliche Unsicherheit besteht,
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsver-
merk auf die dazugehörigen Angaben im
Jahresabschluss und im Lagebericht auf-

merksam zu machen oder, falls diese An-
gaben unangemessen sind, unser jeweiliges
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen
unsere Schlussfolgerungen auf der Grund-
lage der bis zum Datum unseres Bestäti-
gungsvermerks erlangten Prüfungsnach-
weise. Zukünftige Ereignisse oder Gegeben-
heiten können jedoch dazu führen, dass die
Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit
nicht mehr fortführen kann;

– beurteilen wir Darstellung, Aufbau und
Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jah-
resabschluss die zugrunde liegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft vermittelt;

– beurteilen wir den Einklang des Lagebe-
richts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm
vermittelte Bild von der Lage des Unterneh-
mens;

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von
den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lagebe-
richt durch. Auf Basis ausreichender geeig-
neter Prüfungsnachweise vollziehen wir

dabei insbesondere die den zukunftsorien-
tierten Angaben von den gesetzlichen Ver-
tretern zugrunde gelegten bedeutsamen
Annahmen nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientierten
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunfts-
orientierten Angaben sowie zu den zu-
grunde liegenden Annahmen geben wir
nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse
wesentlich von den zukunftsorientierten
Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung
Verantwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-
lich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen
Kontrollsystem, die wir während unserer
Prüfung feststellen.

Düsseldorf, 24. September 2024

IDR Sonstige Gewerbeimmobilien Drei
GmbH & Co. KG

Die Geschäftsführer
Manfred Kornfeld
Ekkehard Vinçon

Jahresabschluss zum 31.12.2023
IDR Sonstige Gewerbeimmobilien Vier GmbH & Co. KG
Die Gesellschafterversammlung der IDR Sonstige Gewerbeimmobilien Vier GmbH & Co. KG hat den Jahresabschluss zum 31.12.2023
am 18. September 2024 festgestellt.

Der Jahresabschluss und der Lagebericht
liegen im Verwaltungsgebäude der IDR AG
Düsseldorf-Reisholz, Henkelstraße 164,
zur Einsichtnahme aus.

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der
IDR Sonstige Gewerbeimmobilien Vier
GmbH & Co. KG – bestehend aus der Bilanz
zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 sowie
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden –
geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lage-
bericht für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis
zum 31. Dezember 2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

– entspricht der beigefügte Jahresabschluss
in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Personenhandelsgesellschaften
i.S.d. §264a HGB geltenden handelsrecht-
lichen Vorschriften und vermittelt unter

Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens- und Finanzlage der Gesell-
schaft zum 31. Dezember 2023 sowie ihrer
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 und

– vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, entspricht den deutschen
gesetzlichen Vorschriften und stellt die
Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir,
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts in Übereinstim-
mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestell-

ten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verant-
wortung nach diesen Vorschriften und Grund-
sätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des
Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts“ unseres Bestä-
tigungsvermerks weitergehend beschrieben.
Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in
Übereinstimmung mit den deutschen handels-
rechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften
und haben unsere sonstigen deutschen Berufs-
pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anfor-
derungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass
die von uns erlangten Prüfungsnachweise aus-
reichend und geeignet sind, um als Grundlage
für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss
und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen
Vertreter und des Aufsichtsrats für den
Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gelten-
den handelsrechtlichen Vorschriften in allen
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür,
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
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deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jah-
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund
von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen
der Rechnungslegung und Vermögensschädi-
gungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich,
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig,
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegeben-
heiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres-
abschluss in Einklang steht, den deutschen
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetz-
lichen Vertreter verantwortlich für die Vorkeh-
rungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als
notwendig erachtet haben, um die Aufstellung
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den
anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vor-
schriften zu ermöglichen, und um ausreichende
geeignete Nachweise für die Aussagen im
Lagebericht erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über-
wachung des Rechnungslegungsprozesses der
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers
für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen
Vorschriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahres-
abschluss und zum Lagebericht beinhaltet.
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter
Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-

prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-
gen können aus dolosen Handlungen oder Irrtü-
mern resultieren und werden als wesentlich
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes
Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus:

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken
wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufgrund
von dolosen Handlungen oder Irrtümern,
planen und führen Prüfungshandlungen als
Reaktion auf diese Risiken durch sowie
erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage
für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resul-
tierende wesentliche falsche Darstellungen
nicht aufgedeckt werden, ist höher als das
Risiko, dass aus Irrtümern resultierende
wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, da dolose Handlungen
kollusives Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-
rende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten
können;

– gewinnen wir ein Verständnis von dem für
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die
Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben;

– beurteilen wir die Angemessenheit der von
den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und
damit zusammenhängenden Angaben;

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der
Grundlage der erlangten Prüfungsnach-
weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame Zweifel
an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen kann. Falls wir zu dem Schluss kommen,
dass eine wesentliche Unsicherheit besteht,
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsver-
merk auf die dazugehörigen Angaben im
Jahresabschluss und im Lagebericht auf-
merksam zu machen oder, falls diese An-
gaben unangemessen sind, unser jeweiliges
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen
unsere Schlussfolgerungen auf der Grund-

lage der bis zum Datum unseres Bestäti-
gungsvermerks erlangten Prüfungsnach-
weise. Zukünftige Ereignisse oder Gegeben-
heiten können jedoch dazu führen, dass die
Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit
nicht mehr fortführen kann;

– beurteilen wir Darstellung, Aufbau und
Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jah-
resabschluss die zugrunde liegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft vermittelt;

– beurteilen wir den Einklang des Lagebe-
richts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm ver-
mittelte Bild von der Lage des Unterneh-
mens;

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von
den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lage-
bericht durch. Auf Basis ausreichender
geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen
wir dabei insbesondere die den zukunfts-
orientierten Angaben von den gesetzlichen
Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen
Annahmen nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientierten
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunfts-
orientierten Angaben sowie zu den zugrun-
de liegenden Annahmen geben wir nicht ab.
Es besteht ein erhebliches unvermeidbares
Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich
von den zukunftsorientierten Angaben
abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung
Verantwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-
lich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen
Kontrollsystem, die wir während unserer
Prüfung feststellen.

Düsseldorf, 24. September 2024

IDR Sonstige Gewerbeimmobilien Vier
GmbH & Co. KG

Die Geschäftsführer
Manfred Kornfeld
Ekkehard Vinçon
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Jahresabschluss zum 31.12.2023
IDR Süd Eins GmbH & Co. KG
Die Gesellschafterversammlung der IDR Süd Eins GmbH & Co. KG hat den Jahresabschluss zum 31.12.2023 am 18. September 2024 festgestellt.

Der Jahresabschluss und der Lagebericht
liegen im Verwaltungsgebäude der IDR AG
Düsseldorf-Reisholz, Henkelstraße 164,
zur Einsichtnahme aus.

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der IDR Süd
Eins GmbH & Co. KG – bestehend aus der
Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der
Gewinn- und Verlustrechnung für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2023 sowie dem Anhang, einschließlich der
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir
den Lagebericht für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

– entspricht der beigefügte Jahresabschluss
in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Personenhandelsgesellschaften
i.S.d. § 264a HGB geltenden handelsrecht-
lichen Vorschriften und vermittelt unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens- und Finanzlage der Gesell-
schaft zum 31. Dezember 2023 sowie ihrer
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 und

– vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen
steht dieser Lagebericht in Einklang mit
dem Jahresabschluss, entspricht den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften und stellt
die Chancen und Risiken der zukünftigen
Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir,
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist
im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver-
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim-
mung mit den deutschen handelsrechtlichen
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in

Übereinstimmung mit diesen Anforderungen
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen
Vertreter und des Aufsichtsrats für den
Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gelten-
den handelsrechtlichen Vorschriften in allen
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür,
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jah-
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund
von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen
der Rechnungslegung und Vermögensschädi-
gungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich,
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen.

Des Weiteren haben sie die Verantwortung,
Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit, sofern ein-
schlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie
dafür verantwortlich, auf der Grundlage des
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren,
sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche
Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Aufstellung des Lage-
berichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild
von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres-
abschluss in Einklang steht, den deutschen
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt.

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen
(Systeme), die sie als notwendig erachtet
haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in
Übereinstimmung mit den anzuwendenden
deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermögli-
chen, und um ausreichende geeignete Nach-
weise für die Aussagen im Lagebericht erbrin-
gen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über-
wachung des Rechnungslegungsprozesses der
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers
für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen
Vorschriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk
zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jah-
resabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter
Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-
gen können aus dolosen Handlungen oder Irr-
tümern resultieren und werden als wesentlich
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes
Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus:

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken
wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufgrund
von dolosen Handlungen oder Irrtümern,
planen und führen Prüfungshandlungen als
Reaktion auf diese Risiken durch sowie
erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage
für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resul-
tierende wesentliche falsche Darstellungen
nicht aufgedeckt werden, ist höher als das
Risiko, dass aus Irrtümern resultierende
wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, da dolose Handlungen
kollusives Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-
rende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten kön-
nen;
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Jahresabschluss zum 31.12.2023
IDR Süd Zwei GmbH & Co. KG
Die Gesellschafterversammlung der IDR Süd Zwei GmbH & Co. KG hat den Jahresabschluss zum 31.12.2023 am 18. September 2024 festgestellt.

– gewinnen wir ein Verständnis von dem für
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die
Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben;

– beurteilen wir die Angemessenheit der von
den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und
damit zusammenhängenden Angaben;

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der
Grundlage der erlangten Prüfungsnachwei-
se, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame Zweifel
an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen kann. Falls wir zu dem Schluss kommen,
dass eine wesentliche Unsicherheit besteht,
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsver-
merk auf die dazugehörigen Angaben im
Jahresabschluss und im Lagebericht auf-
merksam zu machen oder, falls diese An-

gaben unangemessen sind, unser jeweiliges
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen
unsere Schlussfolgerungen auf der Grund-
lage der bis zum Datum unseres Bestäti-
gungsvermerks erlangten Prüfungsnach-
weise. Zukünftige Ereignisse oder Gege-
benheiten können jedoch dazu führen, dass
die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit
nicht mehr fortführen kann;

– beurteilen wir Darstellung, Aufbau und
Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jah-
resabschluss die zugrunde liegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft vermittelt;

– beurteilen wir den Einklang des Lagebe-
richts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm
vermittelte Bild von der Lage des Unterneh-
mens;

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von
den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lagebe-
richt durch. Auf Basis ausreichender geeig-
neter Prüfungsnachweise vollziehen wir
dabei insbesondere die den zukunftsorien-
tierten Angaben von den gesetzlichen Ver-

tretern zugrunde gelegten bedeutsamen
Annahmen nach und beurteilen die sach-
gerechte Ableitung der zukunftsorientierten
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunfts-
orientierten Angaben sowie zu den zugrun-
de liegenden Annahmen geben wir nicht ab.
Es besteht ein erhebliches unvermeidbares
Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich
von den zukunftsorientierten Angaben
abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung
Verantwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-
lich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen
Kontrollsystem, die wir während unserer
Prüfung feststellen.

Düsseldorf, 24. September 2024

IDR Süd Eins GmbH & Co. KG

Die Geschäftsführer
Manfred Kornfeld
Ekkehard Vinçon

Der Jahresabschluss und der Lagebericht
liegen im Verwaltungsgebäude der IDR AG
Düsseldorf-Reisholz, Henkelstraße 164,
zur Einsichtnahme aus.

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der IDR Süd
Zwei GmbH & Co. KG – bestehend aus der
Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der
Gewinn- und Verlustrechnung für das
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2023 sowie dem Anhang, einschließlich der
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir
den Lagebericht für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

– entspricht der beigefügte Jahresabschluss
in allen wesentlichen Belangen den deut-
schen, für Personenhandelsgesellschaften
i.S.d. § 264a HGB geltenden handelsrecht-
lichen Vorschriften und vermittelt unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-

lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens- und Finanzlage der Gesell-
schaft zum 31. Dezember 2023 sowie ihrer
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 und

– vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, entspricht den deutschen
gesetzlichen Vorschriften und stellt die
Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir,
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist

im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver-
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim-
mung mit den deutschen handelsrechtlichen
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen
Vertreter und des Aufsichtsrats für den
Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gelten-
den handelsrechtlichen Vorschriften in allen
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür,
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner
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sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich
für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jah-
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund
von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen
der Rechnungslegung und Vermögensschädi-
gungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich,
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig,
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegeben-
heiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahres-
abschluss in Einklang steht, den deutschen
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt.

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen
(Systeme), die sie als notwendig erachtet
haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in
Übereinstimmung mit den anzuwendenden
deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nach-
weise für die Aussagen im Lagebericht erbrin-
gen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über-
wachung des Rechnungslegungsprozesses der
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers
für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft vermittelt sowie in allen wesentlichen
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen
Vorschriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk
zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jah-
resabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter
Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-

sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-
gen können aus dolosen Handlungen oder Irr-
tümern resultieren und werden als wesentlich
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes
Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus:

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken
wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufgrund
von dolosen Handlungen oder Irrtümern,
planen und führen Prüfungshandlungen als
Reaktion auf diese Risiken durch sowie
erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage
für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resul-
tierende wesentliche falsche Darstellungen
nicht aufgedeckt werden, ist höher als das
Risiko, dass aus Irrtümern resultierende
wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, da dolose Handlungen
kollusives Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irrefüh-
rende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten
können;

– gewinnen wir ein Verständnis von dem für
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan-
ten internen Kontrollsystem und den für die
Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gege-
benen Umständen angemessen sind, jedoch
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben;

– beurteilen wir die Angemessenheit der von
den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und
damit zusammenhängenden Angaben;

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungs-
legungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der
Grundlage der erlangten Prüfungsnach-
weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gege-
benheiten besteht, die bedeutsame Zweifel
an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen kann. Falls wir zu dem Schluss kommen,
dass eine wesentliche Unsicherheit besteht,
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsver-
merk auf die dazugehörigen Angaben im
Jahresabschluss und im Lagebericht auf-
merksam zu machen oder, falls diese An-
gaben unangemessen sind, unser jeweiliges
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen
unsere Schlussfolgerungen auf der Grund-
lage der bis zum Datum unseres Bestäti-

gungsvermerks erlangten Prüfungsnach-
weise. Zukünftige Ereignisse oder Gegeben-
heiten können jedoch dazu führen, dass die
Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit
nicht mehr fortführen kann;

– beurteilen wir Darstellung, Aufbau und
Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jah-
resabschluss die zugrunde liegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesellschaft vermittelt;

– beurteilen wir den Einklang des Lagebe-
richts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm
vermittelte Bild von der Lage des Unterneh-
mens;

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von
den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lagebe-
richt durch. Auf Basis ausreichender geeig-
neter Prüfungsnachweise vollziehen wir
dabei insbesondere die den zukunftsorien-
tierten Angaben von den gesetzlichen Ver-
tretern zugrunde gelegten bedeutsamen
Annahmen nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientierten
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-
ständiges Prüfungsurteil zu den zukunfts-
orientierten Angaben sowie zu den zugrun-
de liegenden Annahmen geben wir nicht ab.
Es besteht ein erhebliches unvermeidbares
Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich
von den zukunftsorientierten Angaben
abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung
Verantwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ-
lich etwaiger bedeutsamer Mängel im internen
Kontrollsystem, die wir während unserer
Prüfung feststellen.

Düsseldorf, 24. September 2024

IDR Süd Zwei GmbH & Co. KG

Die Geschäftsführer
Manfred Kornfeld
Ekkehard Vinçon
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– Ordnungsamt –

des Bescheides 5327 0005 2550 9120 SB 02
vom 24.10.2024 an Wout Koudijs, Dr. Slotlaan
3, 7157 AS Rekken, Niederlande

des Bescheides 5327 0005 2551 1079 SB 65
vom 25.10.2024 an Omar Ismail Abdifaatah,
Stenenbrug 44 bus 202, 2140 Borgerhout, Bel-
gien

des Bescheides 5329 0005 0514 2635 SB 16
vom 20.09.2024 an Vadims Pavluks, Am Stein-
berg 27, 46117 Oberhausen

des Bescheides 5327 0005 2589 1530 SB 58
vom 21.10.2024 an Mette Schneider, Strandga-
de 87 B 2th, 1401 KBH K Dänemark

des Bescheides 5327 0005 2594 2908 SB 17
vom 09.10.2024 an Recep Kaya, Elzenpas 34,
6666 HE Heteren, Niederlande

des Bescheides 5327 0005 2594 2304 SB 09
vom 18.10.2024 an Erik J. A. Termote, Toe-
komstlaan 44, 8755 Ruiselede, Belgien

des Bescheides 5327 0005 2582 5120 SB 14
vom 23.10.2024 an Abdullah Alhindi, Stäng-
järnsgatan 566, 724 77 Västeräs, Schweden

des Bescheides 5329 0005 0522 6790 SB 16
vom 19.09.2024 an Peter Reiß, Am Schönen-
kamp 238, 40599 Düsseldorf

des Bescheides 5329 0005 0526 2371 SB 04
vom 28.10.2024 an Aleksander Kazheli, Lam-
bertusstraße 25, 52525 Heinsberg

des Bescheides 5327 0005 2600 1082 SB 04
vom 25.10.2024 an Laura Jourdes, 77 D Che-
min de Lambrie, 31620 Villeneuve Les Bouloc,
Frankreich

des Bescheides 5327 0005 2612 3021 SB 53
vom 29.10.2024 an Maksym Pechenizkyi, Laan
van Brabant 61, 4701 BN Roosendaal,
Niederlande

des Bescheides 5327 0005 2560 3852 SB 118
vom 17.10.2024 an Kacper Kalitowski, UL Har-
cevska 1/18, 47-220 Kedzierzyn Kozle, Polen

des Bescheides 5329 0005 0523 8861 SB 62
vom 23.10.2024 an Maciej Waliszek, Wyzwole-
nia 15/1, 58-115 Pstuchow, Polen

des Bescheides 5327 0005 2583 6326 SB 63
vom 09.10.2024 an Marius Masteika, Mokyklos
37 Liepalotu Kaimas, 71199 Sakiai, Litauen

des Bescheides 5329 0005 0515 5575 SB 55
vom 14.10.2024 an Kasztel Blanka Janosne,
Nefelejcs, u. 1, 2462 Tarnok, Ungarn

des Bescheides 5327 0005 2582 3372 SB 55
vom 10.10.2024 an Iordanis Trimeridis, Vallgä-
gen 3, 151 53 Stockholm, Schweden

Öffentliche Zustellungen des Bescheides 5329 0005 0527 8073 SB 07
vom 13.11.2024 an Anis El Amrani, Heinrich-
straße 108, 40239 Düsseldorf
des Bescheides 5327 0005 2621 0420 SB 63
vom 18.11.2024 an Joseph Ajala, Corbet Close
78, SM6 7AR Wallington, Großbritannien

des Bescheides 5327 0005 2360 0368 SB 119
vom 18.10.2024 an Marius-Antonio Neprea,
Otto-Hahn-Straße 64, 47167 Duisburg

des Bescheides 5327 0005 2608 2279 SB 51
vom 25.10.2024 an Antonius Hyacinthus Maria
Ursem, 5925 HH Venlo, Niederlande

des Bescheides 5327 0005 2539 1170 SB 18
vom 14.10.2024 an Dabromir Donchev, Yurii
Gagarin 36, 2304 Pernik, Bulgarien

des Bescheides 5327 0005 2567 0770 SB 18
vom 23.10.2024 an Pieter Hanssen, Perkervald
4, 5995 BP Kessel, Niederlande

des Bescheides 5327 0005 2538 1957 SB 13
vom 23.10.2024 an Victor Cosaceanu, ul. Piotra
Czajkowskiego 80/5, 51-147 Wroclaw, Polen

des Bescheides 5327 0005 2571 4735 SB 18
vom 14.10.2024 an Tommaso Muscara, Viale
della Vittoria 217, 92100 Agrigento, Italien

des Bescheides 5327 0005 2609 1839 SB 58
vom 19.11.2024 an Kwun Yin Jay Lau, Banners
Lane 25 A, B63 2AX Halesowen,
Großbritannien

des Bescheides 5327 0005 2523 8437 SB 114
vom 23.10.2024 an Kalifa Do, Rue Leo Lang-
range 14, 69200 Venissieux, Frankreich

des Bescheides 5327 0005 2598 9190 SB 07
vom 25.10.2024 an Romeo Ger Mergelsberg,
Limburgse Straat 1b, 6043 ER Roermond,
Niederlande

des Bescheides 5329 0005 0526 5346 SB 07
vom 25.10.2024 an Anamaria Lupu, Posener
Straße 130, 40231 Düsseldorf

des Bescheides 5327 09005 2568 3600 SB 55
vom 17.10.2024 an Laszló Barra, Bl. L24 Sc.2
Ap.15, Str. Lunii 1, 400369 Mun Cluj-Napoca
Cluj, Rumänien

Die Bußgeldbescheide können beim Ordnungs-
amt der Landeshauptstadt Düsseldorf,
Erkrather Straße 1-3, 40233 Düsseldorf,
eingesehen bzw. in Empfang genommen
werden.

Mit der öffentlichen Zustellung werden Fristen
in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechts-
verluste drohen können.

Jugendamt
– Unterhaltsvorschussstelle –

der Rechtswahrungsanzeige gemäß § 7 Abs. 2
UVG vom 14.11.2024 zum Aktenzeichen 51/67-
UV-028881-5880 an Herrn Hamed Simia,
letzte bekannte Anschrift: Iran.

Die Schriftstücke können beim Jugendamt –
Unterhaltsvorschussstelle –, Willi-Becker-
Allee 10, 40227 Düsseldorf, Zimmer 301 einge-
sehen bzw. in Empfang genommen werden.

Das Schriftstück gilt zwei Wochen nach
Bekanntmachung dieser Benachrichtigung als
zugestellt. Mit der öffentlichen Zustellung wer-
den Fristen in Gang gesetzt nach deren Ablauf
Rechtsverluste drohen können.

Amt für Einwohnerwesen
– Fahrerlaubnisbehörde –

der Ordnungsverfügung vom 20.11.2024,
Aktenzeichen: 33/32- (1166) an Herrn Yassine
Bahhou, zuletzt wohnhaft: Linienstraße 11,
40227 Düsseldorf.

Die Ordnungsverfügung kann beim Amt für
Einwohnerwesen – Fahrerlaubnisbehörde- der
Landeshauptstadt Düsseldorf, Höher Weg 101,
40233 Düsseldorf, eingesehen bzw. in Emp-
fang genommen werden.

Mit der öffentlichen Zustellung werden Fristen
in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsver-
luste drohen können.

– Stadtkasse –

Die Eintragungsanordnung
VLST00454422/0071 vom 11.11.2024
an Barabra Damm, Hasselsstraße 93,
40599 Düsseldorf.

Die Eintragungsanordnung
VLST01186233/0006 vom 06.11.2024
an Badia El Gjini, Karlstraße 11,
40210 Düsseldorf.

Die Eintragungsanordnung
VLST00959697/0014 vom 22.08.2024
an Rodica Buciumeneanu, Hochfeldstraße 14,
47053 Duisburg.

Die Eintragungsanordnung
VLST00255499/0027 vom 16.10.2024
an Daniela Kaminski, Talstraße 59,
40217 Düsseldorf.

Die Eintragungsanordnung
VLST00656537/0074 vom 16.10.2024
an Saengeev Sangai Shiwagaanam, Danziger
Straße 19, 47057 Duisburg.

Die Eintragungsanordnung
VLST00584980/0051 vom 21.10.2024
an Katrin Lehmann, Zeppelinstraße 46,
40231 Düsseldorf.
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Die Eintragungsanordnung
VLST00767076/0180 vom 09.10.2024
an Jessica Heilos, Wilhelm-Kreis-Straße 39,
40595 Düsseldorf.

Die Eintragungsanordnung
VLST00245955/0137 vom 11.09.2024
an Leonid Boguslavskiy, Deutzer Straße 110,
40229 Düsseldorf.

Die Eintragungsanordnung
VLST01006390/0012 vom 25.09.2024
an Marouane El Barraq, Franklinstraße 25,
40479 Düsseldorf.

Die Eintragungsanordnung kann bei der Stadt-
kasse der Landeshauptstadt Düsseldorf,
Cranachstraße 35, 1. OG, 40235 Düsseldorf
eingesehen bzw. in Empfang genommen
werden.

Mit der öffentlichen Zustellung werden Fristen
in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechts-
verluste drohen können.

Ordnungsamt
– Fundbüro –

des Bescheides 32/12-2 – 076/24 vom
29.10.2024 an Decebal Zamfri, zuletzt wohn-
haft: Brühler Landstraße 45, 50997 Köln

Der Bescheid kann beim Ordnungsamt der
Landeshauptstadt Düsseldorf, Fundbüro,
Erkrather Str. 1 – 3, 40233 Düsseldorf, Zimmer
162 eingesehen, bzw. in Empfang genommen
werden.

Mit der öffentlichen Zustellung werden Fristen
in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsver-
luste drohen können.

Zeit
für uns

Düsseldorf
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VHS-Kursangebote
für Eltern und Kinder
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